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Meiner  Mutter! 


Vorwort. 


Die  eigenartige  und  hervorstechende  Stellung  des  Deutsch- 
nationalen Handlungsgehilfen -Verbandes  in  allen  nationalen  und 
sozialen  Fragen,  die  mehr  als  bei  anderen  Verbänden  zu  einer 
Behandlung  in  der  Öffentlichkeit  angeregt  hat,  war  für  mich  ein 
Ansporn,  diesen  Verband  zum  Gegenstand  einer  wissenschaftlichen 
Abhandlung  zu  machen  und  dadurch  gleichzeitig  einen  Beitrag 
zur  Geschichte  der  Privatbeamtenbewegung  zu  liefern.  Die  Zweck- 
bestimmung der  Arbeit  ist,  die  Stellungnahme  des  Deutsch- 
nationalen Handlungsgehilfen -Verbandes  gegenüber  den  zahl- 
reichen Fragen  der  kaufmännischen  Standespolitik  zu  untersuchen 
und  klarzulegen,  um  so  ein  möglichst  vollkommenes  Bild  der  viel- 
seitigen Arbeit  des  größten  Handlungsgehilfen -Verbandes  geben 
zu  können. 

Sodann  ist  es  mir  ein  Bedürfnis,  an  dieser  Stelle  meinen  ver- 
ehrten Herren  Dozenten  für  das  mir  allseits  bewiesene  Entgegen- 
kommen aufrichtigen  Dank  zu  sagen.  Vor  allem  und  ganz  be- 
sonders bin  ich  Herrn  Geheimrat  Prof.  Dr.  Pierstorff,  von  welchem 
ich  während  meiner  Studienzeit  so  oft  Beweise  seines  besonderen 
Wohlwollens  erhalten  habe,  und  welcher  mir  auch  zahlreiche  wissen- 
schaftliche Anregungen  für  diese  Arbeit  gegeben  hat,  zu  herz- 
lichem Danke  verpflichtet. 

Aber  auch  denen,  die  sonstwie  zur  Förderung  meiner  Arbeit 
beigetragen  haben,  vor  allen  Dingen  der  Verwaltung  des  Deutsch- 
nationalen Handlungsgehilfen -Verbandes  zu  Hamburg,  die  mir  in 
liebenswürdigster  Weise  Material  zur  Verfügung  gestellt  hat,  spreche 
ich  meinen  verbindlichsten  Dank  aus. 

Straßburg,  im  August  1913. 

Der  Verfasser. 
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Einleitung. 


Von  einer  tatsächlichen  Standesbewegung  innerhalb  der 
deutschen  Handlungsgehilfenschaft,  die  auf  Verbesserung  ihrer 
Lage  mit  Hilfe  der  Gesetzgebung  gerichtet  ist,  kann  man  erst 
seit  ungefähr  20  Jahren  sprechen.  Wohl  reichen  die  Anfänge 
korporativen  Zusammenschlusses  bis  in  das  17.  Jahrhundert  zurück, 
und  noch  heute  besteht  der  im  Jahre  1687  gegründete  und  aus  dem 
dortigen  »Schützen verein  der  Handlungs-Kommis«  hervorgegangene 
Stettiner  kaufmännische  Verein  als  die  älteste  kaufmännische  Ver- 
einigung. Aber  weder  dieser  noch  zahlreiche  andere  Vereine  ent- 
standen aus  dem  Bedürfnis  heraus,  sich  mit  Standesfragen  zu  be- 
schäftigen; lediglich  Geselligkeitszwecke  hatten  die  damaligen 
Handelsangestellten  zusammengeführt. 

Im  18.  Jahrhundert  gingen  die  Vereinsgründungen  noch  unter 
dem  Zeichen  der  Almosenpolitik  ^)  vor  sich.  Erst  als  mit  der 
wachsenden  Bedeutung  des  Handels  auch  die  Zahl  der  Handlungs- 
gehilfen mehr^  und  mehr  wuchs,  machte  sich  vom  4.  Decennium 
des  19.  Jahrhunderts  ab  eine  Art  Standesbewegung  bemerkbar. 
»Das  Netz  der  Posten  und  Eisenbahnen  dehnte  sich  aus,  die  Zahl 
der  Zeitungen  mehrte  sich,  an  die  Seite  des  Handels  trat,  ihn 
mächtig  befruchtend,  eine  zu  ungeahnter  Größe  emporstrebende 
Industrie.  Die  unaufhaltsam  fortschreitende  Technik  gab  der  Welt 
ein  anderes  Gesicht  und  lieferte  die  Vorbedingungen  für  einen 
Welthandel^).  Die  gewaltige  Entwicklung  brachte  für  den  Hand- 
lungsgehilfenstand aber  auch  soziale  Übelstände  der  verschiedensten 
Art;  die  Handelsangestellten  büßten  mehr  und  mehr  ihre  Seßhaftig- 
keit ein,  und  die  Stellenvermittlung  war  zu  einer  besonderen 
Erwerbsquelle  von  Unternehmern  geworden,  welche  vielfach  die 
Notlage  und  Unerfahrenheit  der  stellenlosen  Handlungsgehilfen 
ausbeuteten.  Man  erkannte,  daß  diese  und  andere  Erscheinungen 
wirksam  nur  durch  engen  Zusammenschluß  der  von  ihnen  Be- 

^)  Noch  heute  bestehen  Vereine  aus  der  damaligen  Zeit,  z.  B.  die  »Handlungs- 
diener-Hilfskasse in  Nürnberg  von  1742«,  das  »Institut  für  hilfsbedürftige  Handlungs- 
diener von  1774  zu  Breslau«.    Vgl.  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  16,  4.  Aufl.,  S.  7. 

2)  Nach  Aktenmaterial  des  D.  H.  V. 
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troff enen  bekämpft  werden  könne.  »Der  Ruf  nach  Selbsthilfe 
hallte  durch  Deutschlands  Gaue  und  zeitigte  unter  den  Handels- 
angestellten das  Verlangen,  sich  von  der  Bewucherung  durch  ge- 
werbsmäßige Stellenvermittler  und  von  der  Almosenpolitik  der 
Unterstützungskassen  zu  befreien«^).  Dies  gab  den  Anlaß,  im 
Jahre  1858  den  »Verein  für  Handlungs-Commis  von  1858«  zum 
ausschließlichen  Zwecke  der  Stellenvermittlung  in  Hamburg  zu 
gründen.    Standespolitik  zu  betreiben  lag  den  Gründern  fern. 

Ungefähr  15  Jahre  später  entstand  in  Berlin  nach  Muster 
der  englischen  Gewerkvereine  und  ebenfalls  auf  dem  Grundsatz 
der  Selbsthilfe  aufgebaut,  der  »Verein  der  Deutschen  Kaufleute«. 
Dieser  sah  seinen  Hauptzweck  in  der  gegenseitigen  Unterstützung 
seiner  Mitglieder  und  errichtete  zu  diesem  Zwecke  mehrere  Kassen. 
Da  der  Verein  die  nötigen  Geldmittel  aber  selbst  nicht  besaß, 
ging  er  bald  dazu  über,  außerordentliche  Mitglieder,  d.  h.  Prinzi- 
pale, zu  werben.  Beachtenswert  ist  aber  der  Verein  deshalb,  weil 
er,  als  erste  Organisation  der  Handelsangestellten,  seinen  lokalen 
Charakter  aufgab  und  außerhalb  seines  Sitzes  Zweigvereine  gründete. 

Aus  dem  Leipziger  Zweigverein  des  »Vereins  der  Deutschen 
Kaufleute«  entwickelte  sich  auf  diese  Weise  im  Jahre  1881  der 
»Verband  Deutscher  Handlungsgehülfen«,  der  anfänglich  einen 
ausgesprochenen  sozialpolitischen  Charakter  zur  Schau  trug  und 
dadurch  nicht  unwesentliche  Erfolge  erzielte.  Bald  stand  er  an 
Mitgliederzahl  nur  noch  dem  »Verein  für  Handlungs-Commis  von 
1858«  nach.  Die  Selbsthilfe  gewann  aber  die  Oberhand,  das 
sozialpolitische  Programm  wurde  immer  mehr  zurückgedrängt. 
»Mit  der  Einrichtung  von  Kassen  verknüpfte  sich  die  Sorge  um 
die  Beschaffung  von  Geldmitteln,«  was  auch  bei  diesem  Verein 
zur  Folge  hatte,  daß  »das  Werben  um  außerordentliche  Mitglieder, 
das  Buhlen  um  die  Gunst  der  Prinzipale«  2)  begann. 

Es  bestanden  nunmehr  zwei  große  Handlungsgehilfenver- 
bände, »die  sich  in  ihrer  Wesenart  wenig  oder  gar  nicht  vonein- 
ander unterschieden  und  beide  gleichermaßen  unter  dem  bestim- 
menden Einflüsse  der  Prinzipalität  standen«^).  Anstatt  sich  aber 
zu  verschmelzen,  setzte  zwischen  beiden  Verbänden  eine  scharfe 
Rivalität  ein,  die  zu  heftigen  Kämpfen  führte.  Diese  Anfehdung 
entbehrte  jeder  innerlichen  Berechtigung,  da  sich  die  beiden  Verbände 
in  Wesen  und  Art  durchaus  glichen.  Die  eigentlichen  Beweggründe 

1)  Schriften  des  D.  H.  V.    B.  i6,  S.  8. 

2)  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  i6,  S.  lo. 
^)  Nach  Aktenmaterial  des  D.  H.  V. 
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für  den  Streit  sind  in  der  gegenseitig  vorhandenen  Mißgunst  zu  er- 
blicken. Dadurch  haben  diese  Verbände  schon  damals  die  Förderung 
des  Zusammengehörigkeitsgefühls  und  die  Hebung  des  Standes- 
bewußtseins unter  den  Handlungsgehilfen  sehr  erschwert, 

Die  kleineren  kaufmännischen  Vereine  blieben  ohne  Bedeu- 
tung. Nur  der  Verein  zu  Frankfurt  a.  M.  erwarb  sich  im  Laufe 
der  Jahre  dank  der  geschickten  Führung  durch  den  späteren 
Sozialdemokraten  Dr.  Quarck  einen  guten  Ruf.  Dr.  Quarck  kommt 
auch  das  Verdienst  zu,  als  erster  den  Ruf  nach  sozialen  Reformen 
mittels  der  Gesetzgebung  erhoben  zu  haben.  Die  Zeiten  hatten 
sich  geändert.  »Der  Gedanke  der  auf  sich  allein  angewiesenen 
Selbsthilfe  hatte  kläglich  Schiffbruch  gelitten  und  zur  Unterdrückung 
der  wirtschaftlich  abhängigen  Schichten  geführt.  Dieser  Entwick- 
lung stand  das  berechtigte  Verlangen  der  unteren  Volkskreise 
nach  einem  Antt^ile  an  den  Fortschritten  der  Kultur  gegenüber. 
Man  fand  einen  neuen  Ausdruck  für  die  Selbsthilfe  durch  den  Zu- 
sammenschluß und  die  dadurch  möglich  gemachte  Einwirkung  auf 
die  Gesetzgebung.  Die  Gesamtheit  —  also  der  Staat  —  und  ihre 
Gesetzgebung  mußte  die  schwachen  Glieder  der  Gemeinschaft 
stützen  und  ihnen  ihren  Anteil  an  den  Errungenschaften  der  Ge- 
samtheit sichern«^).  — Durch  die  sozialdemokratische  Propaganda, 
die  Dr.  Quarck  nach  seinem  Auscheiden  aus  dem  Frankfurter  Kauf- 
männischen Verein  betrieb,  wurde  gleichzeitig  erkennbar,  daß  eine 
radikal-sozialistische  Agitation  in  den  Reihen  der  Handlungsgehilfen 
reichliche  Nahrung  vorfinden  würde.  Doch  verhielten  sich  die  alten 
Verbände  und  Vereine  der  jungen  sozialdemokratischen  Bewegung 
gegenüber  vollständig  passiv. 

An  Anstrengungen,  unter  den  Handlungsgehilfen  Anhänger 
zu  erwerben,  hat  es  die  Sozialdemokratie  nicht  fehlen  lassen.  Die 
Arbeiterschutzgesetzgebung  war  am  Handel  spurlos  vorüberge- 
gangen. Da  es  gesetzliche  Bestimmungen  über  Sonntagsruhe  und 
Ladenschluß  noch  nicht  gab,  waren  der  Ausnutzung  der  Handels- 
angestellten keine  Grenzen  gezogen.  Dazu  kam,  daß  die  Ange- 
stelltengehälter einen  bedenklichen  Tiefstand  erreichten.  Der 
Boden  war  für  die  Sozialdemokratie  günstig  vorbereitet,  ernstliche 
Hindernisse  waren  für  sie  nicht  mehr  zu  befürchten.  Da  trat  ihr 
unerwartet  im  Jahre  1893  durch  die  Begründung  des  D.  H.  V.  eine 
neue  Bewegung  in  den  Weg,  ein  Gegner,  der  zugleich  für  den 
ganzen  Stand  zum  Pfadfinder  werden  sollte. 

Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  16,  S.  15. 
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1.  Kapitel. 

Gründung  und  geschichtliche  Entwicklung  des  D.  H.V. 


Durch  die  auf  Grund  der  Kaiserlichen  Botschaft  vom  17.  No- 
vember 1881  eingeleitete  Sozialgesetzgebung  setzte  eine  neue  Ära 
für  die  wirtschaftlich  abhängigen  Schichten  ein.  Aber  »die  alten 
Handlungsgehilfen-Organisationen  hielten  an  dem  alten  Ideal  der 
unbedingten  Solidarität  des  ganzen  Kaufmannsstandes  unverbrüch- 
lich fest  und  bestritten  oder  ignorierten  jedwede  Sonderinteressen 
eines  geschlossenen  Handlungsgehilfenstandes,  die  mit  denen  der 
Prinzipalität  im  Widerspruch  stehen  könnten«  i).  So  kam  es,  daß 
die  Gesetzgebung  dem  Stande  der  Handlungsgehilfen  trotz  der 
vielen  sozialen  Übelstände,  die  sich  in  demselben  gebildet  hatten, 
zunächst  nichts  brachte. 

Ende  der  80  er  und  zu  Beginn  der  90  er  Jahre  des  vorigen 
Jahrhunderts  setzte  eine  starke  antisemitische  Strömung,  die  sog. 
Berliner  Bewegung,  ein.  In  Hamburg  nahm  um  diese  Zeit  der 
frühere  deutschsoziale  Reichstagsabgeordnete  Raab  unter  Betonung 
seiner  antisemitischen  Überzeugung  den  Kampf  mit  der  sozial- 
demokratischen Partei  auf,  gestützt  auf  die  vielen  Anhänger,  die 
sich  um  ihn  gebildet  hatten  und  von  denen  die  Hamburger  Hand- 
lungsgehilfen, die  bald  anfingen,  auch  ihre  Kraft  im  Kampfe  zu 
erproben,  ein  großes  Kontingent  stellten.  »In  diesen  Redekämpfen 
erhielten  die  späteren  Erwecker  der  deutschen  Handlungsgehilfen- 
bewegung ihre  erste  Schulung« 

Dem  um  diese  Zeit  in  Hamburg  neugegründeten  sozialdemo- 
kratischen Verein  »Vorwärts«  wurde  die  Aufgabe  zugewiesen,  die 
Handlungsgehilfenschaft  für  die  sozialdemokratischen  Ideen  zu  be- 
geistern. In  kurzer  Zeit  brachte  es  dieser  Verein  auf  300  Mit- 
glieder, und  in  seinen  überfüllten  öffentlichen  Versammlungen 
wurde  den  sozialdemokratischen  Rednern  donnernder  Beifall  ge- 
zollt.   Nur  die  Bedenken  vor  dem  tatsächlichen  Übergang  zur 
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Sozialdemokratie  hielten  viele  noch  vom  Beitritt  fern.  Diese  neue 
Gefahr  zwang  Friedrich  Raab  und  seinen  begeisterten  Anhängern 
den  Kampf  auf. 

Das  antinationale  Streben  der  Sozialdemokratie  fand  bald  ein 
starkes  Bollwerk  an  dem  ausgeprägten  Nationalgefühl  der  Gegner. 
»Die  Lehre  von  der  unaufhaltsamen  Verelendung  der  Massen,  die 
es  den  Handlungsgehilfen  zur  Pflicht  mache,  sich  in  das  große, 
von  der  Sozialdemokratie  organisierte  Proletarierheer  einzureihen, 
tönte  die  Aufforderung  entgegen,  in  festem  Zusammenschlüsse  ein 
Standesbewußtsein  zu  erwecken  und  zu  pflegen,  das  der  Handlungs- 
gehilfenschaft allein  die  richtige,  ihr  zukommende  Stellung  inner- 
halb der  Kaufmannschaft  bringen  konnte «i).  Vor  allem  wurde 
immer  wieder  die  Notwendigkeit  der  Durchführung  sozialer  Re- 
formen auf  nationaler  Grundlage  betont. 

Der  Mitgliederzuwachs  bei  dem  sozialdemokratischen  Verein 
»Vorwärts«  hatte  aufgehört,  die  Zeit  für  eine  von  nationalem  Geiste 
getragene  Handlungsgehilfenbewegung  war  gekommen.  —  Am 
7.  September  1893  hatte  der  Verein  »Vorwärts«  eine  öffentliche 
Versammlung  einberufen,  die  auch  von  gegnerischer  Seite  sehr 
stark  besucht  war  und  in  der  das  Thema  »Die  soziale  Lage  der 
Handlungsgehilfen«  behandelt  werden  sollte.  Bei  den  üblichen 
Vorschlägen  für  die  Wahl  des  Bureaus  zeigte  sich  nun,  daß  die 
national  gesinnten  Handlungsgehilfen  die  Mehrheit  bildeten;  zum 
Leiter  der  Versammlung  wurde  Friedrich  Raab  gewählt.  Nachdem 
der  sozialdemokratische  Redner  am  Schlüsse  seines  Referates  an 
die  Versammlung  die  Aufforderung,  dem  Vereine  beizutreten, 
gerichtet  hatte,  schlug  der  nachherige  Vorsitzende  des  Deutsch- 
nationalen Handlungsgehilfen -Verbandes,  Irwahn,  die  »Schaffung 
einer  auf  nationalem  Boden  stehenden  starken  Gehilfenorganisation 
vor,  die  einerseits  ein  Bollwerk  sein  müsse  gegenüber  den  sozial- 
demokratischen Machtgelüsten  und  Zumutungen,  andererseits  aber 
auch  Mittel  und  Wege  finden  würde,  die  wirtschaftliche  Lage  der 
Handlungsgehilfen  zu  bessern«^).  Wenn  auch  schon  eine  Woche 
vorher,  am  Sedantage,  die  Gründung  eines  eigenen  Verbandes  er- 
wogen und  grundsätzHch  beschlossen  worden  war,  bildet  doch  die 
eigentliche  Geburtszeit  diese  »Vorwärts «-Versammlung,  die  auch  die 
letzten  Bedenken  zerstreute.  Am  7.  September  1893  traten  etwa 
30  Handlungsgehilfen,  meist  Mitglieder  des  »Vereins  für  Hand- 


1)  Nach  Aktenmaterial  des  D.  H.  V. 


lungs-Commis  von  1858«,  zusammen  zur  Begründung  des  »Deut- 
schen Handlungsgehilfen -Verbandes« 

Als  Jahresbeitrag  wurde  i  Mark  festgesetzt.  Dieser  geringe 
Beitrag  genügte  vorläufig ,  sah  doch  der  neue  Verband  seine  Haupt- 
aufgabe darin,  die  alten  Handlungsgehilfen-Organisationen  zu  einer 
zielbewußten  Standesarbeit  aufzumuntern.  »Man  war  der  Meinung, 
daß  die  alten  Verbände  nur  erst  einmal  auf  die  vielen  offen  zutage 
liegenden  sozialen  Schäden,  unter  denen  die  Handlungsgehilfen 
zu  leiden  hatten,  hingewiesen  werden  müßten,  um  ohne  weiteres 
zu  erkennen,  daß  die  bisher  gepflegte  Fürsorge-  und  Almosen- 
politik schon  lange  nicht  mehr  ausreichte,  das  neu  erwachte  Standes- 
bewußtsein sie  sogar  als  unwürdig  empfinden  mußten  und  von 
ihrer  bisherigen  Tätigkeit  nur  das  mit  in  die  neue  Zeit  hinüber- 
genommen werden  durfte,  was  sich  mit  diesem  Standesbewußt- 
sein vertrug«  Man  übersah  aber,  daß  sich  die  großen  Organi- 
sationen auf  paritätischer  Grundlage  aufbauten,  was  stets  die  Vor- 
herrschaft der  Prinzipale  mit  sich  brachte.  »Die  Gleichberechtigung 
von  wirtschaftlich  Unabhängigen  und  von  diesen  Abhängigen  in 
einer  Organisation  ist  praktisch  unhaltbar.  Der  maßgebende 
Einfluß  der  Prinzipale  ist  in  der  Sache  selbst  begründet.  Der 
Hauptzweck  solcher  Vereine,  die  Stellenvermittlung,  ist  ohne  das 
Wohlwollen  der  weitesten  Prinzipalskreise  überhaupt  unausführbar 
und  die  Fürsorgekassen  der  Art,  wie  sie  hier  gepflegt  wurden, 
waren  kaum  vor  dem  Versiegen  zu  bewahren,  wenn  der  Geld- 
strom .  .  .  der  Chefs  aufhörte,  sich  in  sie  zu  ergießen«  2).  Die 
Folgezeit  hat  auch  gelehrt,  daß,  wo  immer  möglich,  den  Bestre- 
bungen der  Gehilfenschaft  nach  sozialpolitischen  Reformen  die 
Kaufmannschaft  energischen  Widerstand  entgegensetzte.  Das  Sonn- 
tagsruhegesetz vom  Jahre  1892  hat  die  Wünsche  der  Handlungs- 
angestellten nur  wenig  befriedigt;  der  bestimmende  Einfluß  der 
Prinzipale  in  den  Handlungsgehilfen -Verbänden  wurde  den  be- 
rechtigten Forderungen  der  Gehilfen  entgegengesetzt.  So  ist  es 
auch  zu  verstehen,  daß  sämtliche  Forderungen  nach  Regelung 
der  Arbeitszeit,  Einschränkung  der  Lehrlingshaltung  und  der  Frauen- 
arbeit und  nach  Beseitigung  der  Konkurrenzklausel  von  den  alten 
Verbänden  nur  insoweit  unterstützt  werden  konnten,  als  die  be- 
zeichneten Auswüchse  widerspruchslos  von  der  Prinzipalität  aner- 
kannt wurden. 


1)  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  l6,  S.  23  u.  Aktenmaterial. 

2)  Nach  Aktenmaterial  des  D.  H.  V. 


Im  Jahre  1895,  nochmals  an  das  Standesbewußtsein  appelherend, 
brachten  Mitgiieder  des  D.  H.  V.,  die  gleichzeitig  dem  58  er  Verein 
angehörten,  in  der  Generalversammlung  des  58  er  Vereins  folgende 
Anträge  ein^): 

»Die  Generalversammlung  wolle  beschließen: 

1.  Lehrlinge,  welche  nicht  die  für  den  kaufmännischen  Beruf 
erforderlichen  Vorkenntnisse  haben,  können  nicht  in  die 
Vereinsabteilung  für  LehrHnge  aufgenommen  werden.  Das 
geringste  Maß  der  Schulbildung  muß  der  Absolvierung 
der  ersten  Klasse  der  Volksschule  entsprechen. 

2.  Die  Verwaltung  wird  beauftragt,  an  den  hochlöblichen 
Senat  und  an  die  hochlöbliche  Bürgerschaft  von  Hamburg 
das  Ersuchen  um  Errichtung  staatlicher  Fortbildungsschulen 
für  kaufmännische  Lehrlinge  zu  richten.  Der  Unterricht 
an  diese>i  Schulen  ist  zu  einem  obligatorischen  zu  machen, 
und  die  Lehrherren  sind  gesetzlich  zu  verpflichten,  ihren 
Lehrlingen  zweimal  in  der  Woche  vor  7  Uhr  abends  min- 
destens zwei  Stunden  Zeit  zu  geben,  die  Schulen  zu  be- 
suchen. « 

Unter  dem  Drucke  der  Prinzipale  wurden  aber  beide  Anträge 
abgelehnt.  In  Übertreibung  des  Paritätsprinzips  bezeichnet  man 
sogar  die  Anträge  als  »eine  Schädigung  des  Vereinsinteresses« 
und  schloß  die  beiden  Antragsteller,  den  damaligen  Verbandsvor- 
steher Irwahn  und  den  späteren  langjährigen  Vorsteher  des  D.  H.  V., 
Schack,  nebst  einigen  ihrer  Freunde  aus  dem  Verein  aus,  »als 
diese  in  einer  von  ihnen  einberufenen,  sehr  stark  besuchten  Ver- 
sammlung von  Mitgliedern  des  58  er  Vereins  klarlegten,  daß  die 
ablehnenden  Beschlüsse  der  Generalversammlung  eine  direkte  Ver- 
letzung wichtiger  Gehilfeninteressen  bedeuteten« 2). 

Da  sich  einige  Zeit  später  dieselben  Vorgänge  beim  »Ver- 
band Deutscher  Handlungsgehülfen  zu  Leipzig«  wiederholten,  nahm 
der  »Deutsche  Handlungsgehilfen -Verband«  die  den  alten  Organi- 
sationen zugedachte  Mission  selbst  in  die  Hand.  Die  Verfolgung 
reiner  Standesinteressen,  gepaart  mit  nationaler  Begeisterung,  wurde 
das  Leitmotiv  für  die  künftige  Arbeit.  Die  junge  Korporation 
schuf  sich  ein  eigenes  Organ  und  nannte  sich,  um  Unklarheiten 
über  sein  Wesen  und  seine  Art  zu  vermeiden,  vom  i.  Dezember 
1895  an  »Deutschnationaler  Handlungsgehilfen-Verband«^). 

1)  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  16,  S.  32. 

2)  Nach  Aktenmaterial  des  D.  H.  V. 

3)  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  16,  S.  34. 
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Der  Beitrag  wurde  schon  ein  Jahr  zuvor  auf  vier  Mark  fest- 
gesetzt. 

Von  großer  Bedeutung  für  die  deutschnationale  Gehilfen- 
bewegung wurde  der  3.  Februar  des  Jahres  1895;  an  diesem  Tage 
legte  der  Verband  seinen  lokalen  Charakter  ab  und  begründete  zu 
Braunschweig  im  Anschluß  an  eine  Versammlung  seine  erste  Orts- 
gruppe mit  34  Mitgliedern  1).  Damit  war  zugleich  das  Signal  zu 
einem  heftigen  Kampfe  zwischen  dem  D.  H.  V.  und  den  alten  Ver- 
bänden gegeben,  denn  die  Notwendigkeit  sozialpolitischer  Be- 
tätigung, die  immer  mehr  erkannt  wurde,  sicherte  dem  D.  H.  V. 
eine  große  Ausdehnungsmöglichkeit  innerhalb  der  Reihen  der 
Organisierten,  hauptsächlich  aber  bei  der  großen  Masse  der  Nicht- 
organisierten. In  raschem  Laufe  und  ohne  persönliche  Werbe- 
arbeit bildeten  sich  Ortsgruppen  in  Dresden,  Berlin,  Stettin  und 
Altona 2);  die  Mitgliederzahl  stieg  im  Jahre  1895  von  73  auf  570.  — 
Ende  1895  wurde  auch  beschlossen,  zu  Beginn  des  Jahres  1896 
ein  Verbandsorgan,  die  »Deutsche  Handels-Wacht«  herauszugeben 3). 

Die  sozialdemokratischen  Lokalvereine  schlössen  sich  in  dieser 
Zeit  zu  dem  »Zentralverband  der  Handlungsgehilfen  und  Ge- 
hilfinnen Deutschlands«  zusammen.  Zu  einer  Bedeutung  ist  der  Ver- 
band aber  nie  gelangt;  seine  Mitglieder  sind  auch  meist  Angestellte 
sozialdemokratischer  Parteibetriebe  und  keine  gelernten  Handlungs- 
gehilfen. 

Am  2.  Januar  1896  richtete  der  D.  H.  V.  eine  sehr  bescheidene 
Geschäftsstelle  mit  einem  besoldeten  Beamten  ein,  bei  einem  Ein- 
nahmeetat von  ungefähr  3000  Mark  ein  großes  Wagnis.  Die 
führenden  Männer  ließen  sich  aber  von  dem  richtigen  Gesichts- 
punkte leiten,  »jetzt  oder  nie  konnte  die  gewerkschaftliche  Er- 
ziehung der  deutschen  Handlungsgehilfen  auf  nationaler  Grund- 
lage mit  Aussicht  auf  Erfolg  in  Angriff  genommen  werden«^). 
Von  Schack,  als  dem  angestellten  Beamten  des  Verbandes,  wurden 
als  Erfolg  einer  i4tägigen  Werbereise  dem  D.  H.  V.  etwa  300 
neue  Mitglieder  zugeführt,  und  mit  großen  Hoffnungen  wurde  am 
6.  April  1896  der  erste  Deutsche  Handlungsgehilf entag^), 
von  14  Ortsgruppen  vertreten,  eröffnet. 

^)  a.  a.  O.  S.  29. 
2)  a.  a.  O.    S.  30. 

^)  Erscheinungsort  ist  Hamburg. 

4)  Nach  Aktenmaterial  des  D.  H.  V. 

^)  Die  Einrichtung  dieser  Tagungen,  die  bis  1903  jährlich,  seitdem  regelmäßig  alle 
zwei  Jahre  stattfinden,  und  die  von  einem  aus  Mitgliedern  des  ganzen  Deutschen  Reiches 
zusammengesetzten  sozialpolitischen  Ausschuß  vorbereitet  werden,  hat  für  die  Standes- 
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Aber  auch  der  Selbsthilfe  verschlossen  sich  die  Organisatoren 
der  neuen  Bewegung  nicht,  erkannten  aber  an,  daß  solche  Ein- 
richtungen nicht  der  Almosenpolitik,  sondern  dem  Standesbewußt- 
sein, das  die  Grundlage  der  gewerkschaftlichen  Arbeit  des  D.  H.  V. 
war,  zu  entspringen  hatten,  »Sie  mußten  so  beschaffen  sein,  daß 
sie  niemals  eine  Handhabe  der  Prinzipale  zur  Gefährdung  der 
sozialpolitischen  Arbeit  des  Verbandes  werden  konnten,  vielmehr 
mußte  ihre  erste  und  vornehmste  Aufgabe  werden,  das  gewerk 
schaftliche  Rückgrat  des  Verbandes  zu  stärken  «i). 

Die  Errichtung  einer  Stellenvermittlung  war  zur  Notwendig- 
keit geworden,  doch  wurde  Vorsorge  getroffen,  daß  die  sozial- 
politischen Forderungen  des  Verbandes  in  keiner  Weise  durch  die 
Tätigkeit  der  Stellenvermittlung  beeinflußt  werden.  Auf  dem 
ersten  Verbandstage  wurde  auch  die  Einrichtung  einer  Versiche- 
rung gegen  Stellenlosigkeit  beschlossen,  die  allen  stellenlosen  Ver- 
bandsmitgliedern satzungsgemäß  den  Anspruch  auf  eine  Stellen- 
losen-Rente  sicherte. 

Während  Ende  des  Jahres  1896  2)  die  Zahl  der  Ortsgruppen 
auf  22  mit  2352  Mitgliedern  gestiegen  war,  fanden  sich  zu  Ostern 
1897  in  Berlin  auf  dem  zweiten  Verbandstag  die  Vertreter  von 
45  Ortsgruppen  zusammen.  Der  zweite  Deutsche  Handlungsge- 
hilfentag erhöhte  auch  den  Mitgliederbeitrag  von  4  auf  6  Mark. 

Die  Beratungen  über  das  neue  Handelsgesetzbuch,  die  in 
diese  Zeit  fielen,  gaben  dem  D.  H.  V.  erstmals  Gelegenheit,  sich 
praktisch  zu  betätigen.  Der  Prinzipalspolitik  der  alten  und  großen 
Organisationen  stand  aber  der  noch  kleine  deutschnationale  Ver- 
band als  reine  Gehilfenorganisation  allein  und  machtlos  gegenüber. 
Die  vom  D.  H.  V.  zur  Verbesserung  des  H.  G.  B.  aufgestellten  Forde- 
rungen wie  auch  die  ganze  Stellungnahme  des  Verbandes  aus 
Anlaß  dieser  Beratungen  vermehrten  seine  Mitgliederzahl  um  ein 
Bedeutendes,  so  daß  sich  der  3.  Verbandstag  zu  Leipzig  im  Jahre  1898 

politik  der  Handelsangestellten  eine  große  Bedeutung  gewonnen,  wird  doch  auf  diesen 
Handlungsgehilfentagen  die  Stellung  des  Verbandes  zu  den  jeweils  im  Vordergrunde  des 
Interesses  stehenden  Standesfragen  nach  gründlicher  Prüfung  festgelegt.  Auch  muß  zu- 
gegeben werden,  daß  die  Ergebnisse  dieser  Deutschen  Handlungsgehilfentage  oftmals  die 
Grundlage  abgaben  für  die  Beratungen  im  Reichstage,  in  den  bundesstaatlichen  Landtagen 
und  in  den  Gemeindevertretimgen.  Durch  diese  Tagungen  wurden  überdies  den  Berufs- 
genossen die  gnmdsätzlichen  Unterschiede  zwischen  dem  neuen  Verbände  und  den  alten 
Organisationen  klar  vorgezeichnet. 

1)  Nach  Aktenmaterial  des  D.  H.  V. 

2)  Im  Jahre  1896  suchte  der  D.  H.  V.  um  die  Mitgliedschaft  im  »Deutschen 
Verbände  kaufmännischer  Vereine«  nach;  das  Aufnahmegesuch  wurde  aber  abgelehnt.  — 
Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  16,  S.  38. 


  lO   


vor  die  Aufgabe  gestellt  sah,  eine  Erweiterung  der  Satzungen  vor- 
zunehmen, um  sie  den  immer  größer  werdenden  Aufgaben  des 
Verbandes  anzupassen.  An  die  Stelle  des  Hauptvorstandes  trat 
die  Verwaltung,  deren  Mitgliederzahl  auf  i8  festgesetzt  wurde, 
und  der  24  Personen  umfassende  Aufsichtsrat  als  engere  und 
ständige  Vertretung  der  Mitglieder  in  die  Geschäf tsleitung  i). 
Gleichzeitig  beschloß  der  Verbandstag  die  Gründung  einer  Kran- 
kenkasse. Der  dritte  Deutsche  Handlungsgehilfentag  wurde  auch 
zum  erstenmal  von  Vertretern  gesetzgebender  Körperschaften 
besucht. 

Ende  des  Jahres  i8g8  betrug  der  Mitgliederstand  18277, 
während  die  Zahl  der  Ortsgruppen  auf  245  gestiegen  war;  aber 
schon  zu  Ostern  1899  fanden  sich  in  Kassel  die  Vertreter  von 
nahezu  30000  Verbandsmitgliedern  zusammen.  Damit  erwachte 
aber  auch  bei  den  Leitern  des  Verbandes  das  Gefühl  höherer  Ver- 
antwortlichkeit; eine  Masseneingabe  von  etwa  50000  Unterschriften 
an  Bundesrat  und  Reichstag  für  das  Ladenschlußgesetz  gibt  davon 
Zeugnis  —  von  den  alten  Verbänden  wurde  eine  derartige  Ein- 
wirkung auf  die  Gesetzgebung  noch  immer  als  außerhalb  ihres 
Wirkungskreises  liegend  angesehen.  Gleichzeitig  wurde  das  ein- 
schlägige Material  zu  einer  Flugschrift  verarbeitet  und  dieses  an 
die  Prinzipale  verteilt;  auch  in  der  Presse  wurden  die  deutsch- 
nationalen Vorschläge  zur  Schaffung  eines  einheitlichen  Laden- 
schlusses lebhaft  erörtert.  Dem  D.  H.  V.  —  er  darf  das  für  sich  in 
Anspruch  nehmen  —  ist  es  gelungen,  einen  Gesetzentwurf  mit 
Schutzbestimmungen  für  die  Handlungsgehilfen  in  seinem  Werde- 
gang so  zu  beeinflussen,  daß  ganz  wesentliche  Verbesserungen 
erzielt  wurden :  aus  der  fakultativen  Einführung  einer  Ladenschluß- 
stunde durch  die  Gemeinden  schuf  der  Reichstag  mit  bundesrat- 
licher Zustimmung  den  reichsgesetzlichen  Ladenschluß. 

Auf  dem  im  Jahre  1900  in  Hannover  stattgehabten  5.  Ver- 
bandstag wurde  die  Höhe  der  Verbands-  und  Ortsbeiträge  auf 
zusammen  10  Mk.  festgesetzt  und  eine  neue  Wohlfahrtseinrichtung, 
die  Auskunftei,  ins  Leben  gerufen.  Wohl  hatte  auch  der  »Verein 
für  Handlungs-Commis  von  1858«  schon  seit  vielen  Jahren  eine 
solche  Einrichtung;  diese  diente  aber  nur  den  Prinzipalen  zur  Aus- 
kunftserteilung über  Angestellte.  Die  Auskunftei  des  D.  H.  V. 
sollte  dagegen  »den  stellensuchenden  Gehilfen  die  bisher  schmerz- 
lich vermißte  Möglichkeit  geben,  sich  über  die  ihnen  angebotenen 
Stellen  zu  informieren«^). 

^)  Nach  Akten  des  D.  H.  V. 


Das  Ladenschlußgesetz  und  die  Mindestruhezeit  sollten  am 
I.  Oktober  1900  in  Kraft  treten,  das  Reichsinvalidenversicherungs- 
gesetz hatte  eine  Verbesserung  erfahren,  und  die  Errichtung  von 
Fortbildungsschulen  nahm  immer  mehr  zu;  auch  im  Kampf  um 
das  Recht  auf  den  freien  Sonntag  war  die  Stellung  der  Handels- 
angestellten eine  bessere  geworden.  Auf  allen  Gebieten  war  aber 
auch  die  Verbandsarbeit  des  D.  H.  V.  eine  intensive  gewesen,  das 
beweist  vor  allem  die  Eingabentätigkeit  des  Verbandes  auf  dem 
Gebiete  der  Sozialpolitik,  die  sich  von  Jahr  zu  Jahr  steigerte  und 
1899  die  Höhe  von  1124  Eingaben  erreichte^). 

Um  eine  Durchführung  des  Ladenschlußgesetzes  zu  ermög- 
lichen, hatte  der  D.  H.V.  in  den  größeren  Städten  Überwachungs- 
ausschüsse eingesetzt.  Diese  Einrichtung,  die  wachsende  Mitglieder- 
zahl des  Verbandes  und  der  damit  sich  steigernde  Einfluß,  seine 
ganze  sozialpolitische  Tätigkeit,  sowie  die  neue  Auskunftei  gaben 
Anlaß  zu  einer  scharfen  Bekämpfung  des  D.  H.V.  und  einer  Maß- 
regelung seiner  Mitglieder  durch  die  alten  Konkurrenzverbände 
vor  allem  durch  die  Prinzipale.  Trotzdem  stieg  aber  die  Mitglieder- 
zahl im  Jahre  1901  auf  45744,  im  Jahre  1902  auf  46122. 

Auf  dem  Verbandstage  in  Köln  im  Jahre  1903  wurde  der 
Beschluß  gefaßt,  die  künftigen  Verbands-  und  Handlungsgehilfen- 
tage nur  noch  alle  zwei  Jahre  stattfinden  zu  lassen.  »Die  steigende 
Beachtung,  die  die  Handlungsgehilfentage  bei  allen  maßgebenden 
Faktoren  gefunden  hatten,  zwang  dazu,  die  hier  gefaßten  Beschlüsse 
über  die  Stellung  des  Verbandes  zu  den  Standesforderungen  mit 
der  größten  Sorgfalt  vorzubereiten,  um  ihren  Einfluß  auch  für 
die  Zukunft  zu  sichern  und  zu  befestigen.  Dazu  reichte  die  ein- 
jährige Zwischenzeit  von  einer  Tagung  zur  anderen  nicht  aus«^). 

Zu  Anfang  des  Jahres  1904  trat,  vom  D.  H.V.  herausgegeben, 
das  »Archiv  für  kaufmännische  Sozialpolitik«^),  eine  Zeitschrift,  die 
der  wissenschaftlichen  Erforschung  der  einzelnen  Standesfragen  dient, 
ins  Leben.  Am  i.  Oktober  desselben  Jahres  wurde  eine  Lehrlings- 
abteilung errichtet.  »Sie  sollte  unter  der  heranwachsenden  kauf- 
männischen Jugend  die  Empfindung  für  deutsches  Volksbewußtsein 
und  die  Ehre  des  deutschen  Kaufmannsstandes  wecken  und  pflegen, 

^)  Aus  Anlaß  der  fünften  Tagung  in  Hannover  i.  J.  1900  schrieb  die  »Frank- 
furter Zeitung«,  eine  Gegnerin  des  D.  H.  V. :  »Tatsächlich  ist  festzustellen,  daß  der  Ver- 
band mit  seinen  32000  zahlenden  Mitgliedern,  mit  seinen  fanatischen  Führern  und 
seiner  energischen  sozialen  Vertretung  gegenwärtig  die  sozialpolitische  Leitung  der  kauf- 
männischen Angestellten  in  der  Hand  hat.«  —  Nach  den  Akten  des  D.  H.  V. 

^)  Nach  Aktenmaterial  des  D,  H.  V. 

3j  Erscheinungsort  ist  Hamburg. 
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sowie  die  Lehrlinge  für  die  Aufgaben,  die  ihrer  später  im  ge- 
werkschaftlichen Leben  warten,  vorbereiten  und  reif  machen«  i). 
Die  Lehrlingsabteilung  verfügt  auch  über  ein  eigenes  Organ,  die 
»Blätter  für  junge  Kaufleute«.  —  Nicht  vergessen  darf  werden, 
daß  sich  die  Geschäftsräume  des  D.  H.  V.  seit  Juni  1 904  in  einem 
eigenen  Hause  am  Holstenwall  in  Hamburg  befinden. 

In  diese  Zeit  fielen  auch  die  Kämpfe  um  den  Kranken- 
versicherungszwang und  die  Errichtung  von  Kaufmannsgerichten. 
Beides  sind  alte  Forderungen  des  D.  H.  V.,  für  die  dieser  schon 
seit  Jahren  und  mit  großer  Energie  eingetreten  ist.  Nach  Ein- 
führung der  Kaufmannsgerichte  gründete  der  Verband  im  Februar 
1905  als  neue  Monatsschrift  »Das  Kaufmann sgericht «  ^). 

Die  rastlosen  Bemühungen  des  D.  H.  V.  um  das  Zustande- 
kommen des  Kaufmannsgerichtsgesetzes  fanden  in  den  Reihen 
der  Handlungsgehilfen  dankbare  Anerkennung,  was  insbesondere 
durch  die  Wahlen  zu  diesen  Sondergerichten  zum  Ausdruck  kam. 
Auch  der  Zuwachs  an  Mitgliedern  im  Jahre  1905  war  ganz  be- 
deutend, er  betrug  ungefähr  20000.  Damit  war  der  D.  H.  V.  »auch 
äußerlich  an  die  Spitze  der  deutschen  kaufmännischen  Vereine 
getreten«  ^) 

Im  Jahre  1907  wurde  auf  dem  Dresdener  Verbandstage  der 
Mitgliederstand  von  100000  überschritten.  Beachtenswert  ist  auch, 
daß  im  Berichtsjahre  vom  D.  H.  V.  und  seinen  Ortsgruppen  mehr 
als  500  kaufmännische  Unterrichtskurse  veranstaltet  wurden. 

Nachdem  der  D.  H.  V.  nach  äußeren  und  inneren  Erfolgen 
an  der  Spitze  der  kaufmännischen  Organisationen  angelangt  war, 
machte  er  nochmals  den  Versuch,  eine  »Einigung  aller  Gehilfen- 
verbände zu  gemeinsamer  Arbeit«  herbeizuführen.  In  ungleich 
höherem  Maße  als  durch  die  sonstige  Tätigkeit  des  Verbandes  wurde 
daher  die  Öffentlichkeit  durch  die  Einigungs Verhandlungen  mit 
dem  Leipziger  Verbände^)  in  Anspruch  genommen. 

1)  Nach  Akten  des  D.  H.  V. 

2)  Erscheinungsort  ist  Hamburg. 

^)  Nach  Aktenmaterial  des  D.  H.  V. 

Ende  1905  betrug  die  MitgHederzahl  des  D.  H.  V.  75695,  des  58er  Vereins 
72939,  des  Leipziger  Verbandes  67277. 

^)  Die  deutsche  Handlungsgehilfenschaft  wurde  durch  folgenden,  am  i.  Februar 
1908  in  der  »Deutschen  Handelswacht«  veröffentlichten  Aufruf  überrascht  (Schriften 
des  D.  H.  V.    Bd.  46,  S.  5/7): 

In  der  klaren  Erkenntnis,  daß  die  wirtschaftliche  Lage  der  deutschen  Handlungs- 
gehilfen und  die  ihrem  Stande  drohenden  Gefahren  ein  einheitlicheres  Zusammenfassen 
der  in  der  Handlungsgehilfenbewegung  vorhandenen  Kräfte  gebieterisch  verlangen,  haben 


Der  Aufruf  an  die  leitenden  Körperschaften  beider  Verbände 
war  dann  Gegenstand  lebhafter  Erörterungen  auf  der  Generalver- 
sammlung des  Verbandes  Deutscher  Handlungsgehülfen  am  26.  April 
1908  in  Leipzig.  In  dieser  zum  Teil  sehr  erregten  Besprechung 
lehnte  die  Generalversammlung  »jeden  Gedanken  einer  Interessen- 
gemeinschaft, von  einer  Verschmelzung  gar  nicht  zu  reden,  völlig 
ab;  sie  wollte  sogar  von  einer  Verständigung  nichts  wissen,  allen- 
falls von  einer  sozialpolitischen  Verständigung,  aber  auch  von  einer 
solchen  nur  in  Gemeinschaft  mit  den  anderen  kaufmännischen 
Vereinen«  1).  Am  16.  und  17.  Mai  fanden  trotzdem  in  Berlin  die 
Beratungen  eines  aus  18  Personen  bestehenden  Ausschusses  statt, 
die  indessen  ergebnislos  verliefen,  da  über  die  Frage  der  Frauen- 
arbeit im  Handelsgewerbe  eine  Verständigung  nicht  erzielt  werden 
konnte;  auch  war  wohl  die  Nachwirkung  der  schroffen  Behandlung, 
die  der  angestrebten  Einigung  durch  die  oben  erwähnte  General- 
versammlung des  Leipziger  Verbandes  zuteil  wurde,  für  das  Scheitern 
der  Verhandlungen  nicht  bedeutungslos. 

Schon  seit  mehreren  Jahren  war  es  den  leitenden  Kreisen 
des  D.  H.  V.  klar  geworden,  daß  die  im  Jahre  1900  geschaffenen 
Satzungen  für  den  Verband,  dessen  Mitgliederzahl  sich  inzwischen 
vervierfacht  hatte,  nicht  mehr  passen.  Auf  dem  Stuttgarter  Ver- 
bandstag, am  14.  Juni  1909,  wurden  neue  Satzungen  geschaffen 
und,  was  allgemein  als  ein  gewagter  Schritt  angesehen  wurde,  der 
Verbandsbeitrag  von  jährlich  10  Mk.  auf  monatlich  1,50  Mk.  fest- 
gesetzt. Die  Renten  der  Stellenlosenversicherung  wurden  von 
30  Mk.  auf  monatlich  42  bis  100  Mk.  erhöht  2). 

sich  die  unterzeichneten  Mitglieder  des  Verbandes  Deutscher  Handlungsgehülfen  (Sitz 
Leipzig)  und  des  Deutschnationalen  Handlungsgehilfen- Verbandes  (Sitz  Hamburg)  ein- 
mütig entschlossen,  als  Ergebnis  einer  von  beiden  Seiten  zwanglos  eingeleiteten  und  am 
26.  Januar  1908  in  Berlin  abgehaltenen  Besprechung,  die  leitenden  Körperschaften  der 
beiden  Verbände  aufzufordern,  ohne  Verzug  die  erforderlichen  Schritte  zur  Erörterung 
einer  Interessengemeinschaft  mit  dem  sobald  als  möglich  zu  erstrebenden  Endziel  eines 
völligen  Zusammenschlusses  beider  Verbände  vorzunehmen.  Wir  sind  überzeugt,  daß 
die  Beseitigung  der  diesem  Ziel  entgegenstehenden  Schwierigkeit  gelingen  wird,  wenn 
die  leitenden  Körperschaften  und  die  Mitglieder  beider  Verbände  überall  das  gleiche 
Maß  von  Verantwortlichkeitsgefühl  für  die  Interessen  des  ganzen  Standes  an  den  Tag 
legen  werden,  das  uns  bei  der  Abfassung  und  Unterzeichnung  dieses  Aufrufes  ge- 
leitet hat. 

Berlin,  26.  Januar  1908. 
Georg  Hiller -Leipzig.  Wilhelm  Schack- Hamburg. 

1)  Deutsche  Handels-Wacht  1908,  S.  200. 

2)  Während  der  Drucklegung  erhalten  wir  die  Nachricht,  daß  der  Verbandstag  in 
Frankfurt  a.  M.  am  16.  Juni  1913  eine  weitere  Erhöhung  auf  102  Mk.  beschlossen  hat. 
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Die  erhebliche  Beitragserhöhung  hatte  den  von  den  Gegnern 
erhofften  Rückgang  in  der  MitgHederzahl  nicht  zur  Folge.  Nach 
einem  kurzen  Stillstand  hat  der  Verband  »sein  Wachstum  wieder 
aufgenommen«,  ein  Beweis  dafür,  daß  der  vor  zwei  Jahrzehnten 
begonnene  Versuch,  »im  Handlungsgehilfenstande  eine  gewerk- 
schaftliche Organisation  großen  Stils  auf  nationaler  Grundlage  zu 
errichten,  in  allen  Teilen  gut  gelungen  ist«^). 

Einen  weiteren  Beweis  dafür,  wenn  es  eines  solchen  noch 
bedurft  hätte,  erbrachte  die  Tagung  des  Verbandes  im  Juni  191 1 
in  Breslau  2). 

Der  Deutschnationale  Handlungsgehilfen -Verband  hat  sich 
die  völlige  Unabhängigkeit  von  der  Prinzipalität  gewahrt,  der 
nationale  Grundgedanke,  der  die  Gründe  des  Verbandes  beherrschte, 
hat  sich  bis  heute  in  alter  Stärke  erhalten.  Die  sozialpolitische 
Betätigung  aber,  die  Seele  der  ganzen  Verbandsarbeit,  hat  sich, 
der  Mitgliederzahl  und  der  Bedeutung  des  D.  H.  V.  entsprechend, 
im  Laufe  der  Jahre  so  gewaltig  gesteigert,  daß  es  ihm  nicht  schwer 
fallen  wird,  auch  künftighin  den  ersten  Platz  innerhalb  des  deutschen 
Handlungsgehilfenstandes  festzuhalten. 

Diese  Sätze  gelten  nur  noch  für  ledige  Mitglieder,  da  diese  von  den  verheirateten  zu- 
künftig getrennt  behandelt  werden.  Für  Verheiratete  steigt  die  Rente  auf  monatlich 
132  Mk.  bis  znr  Höchstdauer  von  zwölf  Monaten  an. 

^)  Nach  Aktenmaterial  des  D.  H.  V. 

2^  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  59. 


IL  Kapitel. 

Die  nationale  Stellung  des  D.  H.V. 


Die  anerkennenswerten  Bestrebungen  des  D.  H.  V.  auf  dem 
Gebiete  der  kaufmännischen  Standesfragen,  vor  allem  aber  der 
deutschnationale  Geist,  der  seine  ganze  Tätigkeit  durchzieht, 
haben  den  Verband  vielen  Anfeindungen  ausgesetzt.  Die  Beant- 
wortung der  Frage,  weshalb  der  Verband  auf  nationaler  Grund- 
lage beruht,  führt  in  erster  Linie  zu  einer  Auseinandersetzung  mit 
den  sozialdemokratischen  Gegnern. 

In  seinem  Werke  »Sozialismus  und  soziale  Bewegung  im 
ig.  Jahrhundert«  sagt  Sombart:  »Zwei  Gegensätze  sind  es,  um 
die  sich  die  ganze  Gesellschaftsgeschichte  dreht,  wie  um  zwei  Pole; 
ich  will  sie  die  sozialen  und  die  nationalen  Gegensätze  nennen«^). 
»Und  in  der  Tat«,  so  führt  der  D.  H.  V.  hierzu  aus,  »die  nationale 
Frage  spielt  auch  in  der  Arbeiterbewegung  der  Gegenwart  eine 
größere  Rolle,  als  man  vielfach  anzunehmen  geneigt  ist.  Nicht 
nur  die  Zugehörigkeit  zu  einem  Berufe,  sondern  auch  die  Zuge- 
hörigkeit zu  einem  Volke  ist  als  ein  Bindemittel  zu  betrachten, 
das  die  Betätigung  des  Gemeinsinns  fördert  und  festigt.  Überall 
da,  wo  die  Glieder  eines  Berufes  innerhalb  eines  Staatskörpers  aus 
Gliedern  verschiedener  Nationalität  mit  ausgeprägter  nationaler 
Eigenart  sich  zusammensetzen,  läßt  sich  eine  Vereinigung  dieser 
Berufsgenossen  mit  einheitlichem  Geiste  nur  dann  erfüllen, 
wenn  man  bei  dem  Fundament,  auf  dem  man  baut,  die  nationalen 
Verschiedenheiten  mit  in  Rechnung  stellt.  Gerade  die  sozialdemo- 
kratische Richtung,  die  dieser  Auffassung  unseres  Verbandes  jede 
Berechtigung  versagt,  hat  schon  so  oft  in  ihren  eigenen  Reihen 
die  Erfahrung  machen  müssen,  daß  der  nationale  Gedanke  durch 
internationale  Schwärmereien  niemals  ausgetilgt  werden  kann«^). 

Die  deutschen  Handlungsgehilfen  besitzen  ein  ausgeprägtes 
Nationalgefühl,  und  die  Betätigung  dieses  Nationalgefühls  ist  im 

^)  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  i6,  neueste  Aufl.,  zurzeit  noch  im  Druck. 
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kaufmännischen  Berufe  berechtigt  und  notwendig.  Und  wo  dieses 
Volksbewußtsein  durch  verkehrte  Erziehung,  durch  eine  weltbürger- 
lich geleitete  Presse  eingeschläfert  ist,  da  sieht  es  der  Verband  als 
seine  Aufgabe  an,  es  zu  wecken. 

Auch  mit  dem  Judentum  hat  sich  der  D.  H.  V.  auseinander- 
gesetzt. Die  Glieder  des  Kaufmannsstandes  in  Deutschland  setzen 
sich  in  der  Hauptsache  »aus  zwei  Nationalitäten,  aus  Deutschen 
und  Juden«  ^),  zusammen.  Bei  dieser  Auffassung  des  Verbandes 
ergeben  sich  naturgemäß  Gegensätze,  die  vielfach  übersehen  werden. 
Wenn  der  D.  H.  V.  aber  auch  eine  nationale  Gliederung  der  Berufs- 
genossen anstrebt,  und  es  dadurch  zum  Ausdruck  bringt,  daß  er 
iüdischen  Standesgenossen  den  Eintritt  in  seine  Reihen  versagt,  so 
wird  von  selten  des  Verbandes  »den  im  Deutschen  Reiche  be- 
schäftigten jüdischen  Handlungsgehilfen  keineswegs  das  Recht 
bestritten,  sich  ebenfalls  eine  nationale  Organisation  zu  schaffen« 

Wenn  auch  dem  D.  H.  V.  seiner  deutschnationalen  Stellung 
und  seiner  darauf  hinzielenden  Bestrebungen  wegen  zahlreiche 
Anfeindungen  beschieden  sind,  der  deutschnationale  Geist  des  Ver- 
bandes und  seiner  Mitglieder  wird  dadurch  nicht  erschüttert,  denn 
die  Liebe  des  Deutschnationalen  Handlungsgehilfen  -Verbandes  für 
den  Handlungsgehilfenstand  wurzelt  in  der  Liebe  zum  Vaterland, 
zum  deutschen  Volke ^). 

^)  Schriften  des  D.  H.  V.    Nr.  i6,  neueste  Aufl.,  zurzeit  noch  im  Druck. 


III.  Kapitel. 

Die  Organisation  des  D.  H.V. 


In  der  Geschäftsführung  des  D.  H.  V.  in  Hamburg  ist  eine 
weitgehende  Arbeitsteilung  durchgeführt.  Unterschieden  werden: 
Allgemeine  Einrichtungen  und  Wohlfahrtseinrichtungen,  die  allen 
Mitgliedern  zugute  kommen,  und  Sondereinrichtungen  des  Ver- 
bandes, zu  welchen  die  Mitgliedschaft  besonders  erworben  werden 
muß.  In  dem  folgenden  soll  auf  die  einzelnen,  für  die  verschie- 
denen Einrichtungen  geschaffenen  Abteilungen  des  D.  H.  V.  näher 
eingegangen  werden. 

1.  SozialpolitisdiG  Äbteilung. 

Während  der  Zweck  des  Verbandes  der  Zusammenschluß 
der  deutschen  Handlungsgehilfenschaft  zur  gemeinsamen  Ver- 
tretung ihrer  Interessen  ist,  gehört  es  zur  Aufgabe  dieser  Ab- 
teilung, Mittel  und  Wege,  die  diesen  Zwecken  förderlich  sind,  zu 
finden.  In  der  Hauptsache  handelt  es  sich  um  eine  Einwirkung 
auf  die  Gesetzgebung,  auf  alle  in  Betracht  kommenden  Behörden, 
Körperschaften,  Vereine  und  Personen,  auf  die  Presse  und  andere 
Organe  der  öffentlichen  Meinung,  zugunsten  und  im  Sinne  der 
auf  den  Handlungsgehilfentagen  gefaßten  Beschlüsse,  welche  Ver- 
besserungen anstreben  auf  dem  Gebiete  der  Standesvertretung,  des 
Dienstvertrages,  der  Rechtsprechung,  der  Schutzgesetzgebung,  der 
Versicherungsgesetzgebung,  der  Entlohnung  usw. 

Um  alle  Fragen  der  kaufmännischen  Sozialpolitik  klären  und 
die  Ziele  des  Verbandes  wirksamer  verfolgen  zu  können,  hat  sich 
der  D.  H.  V.  eine  eigene  Standesliteratur  geschaffen,  die  rund 
60  Bände  umfaßt.  Es  gibt  keine  Standesfrage,  die  nicht  er- 
schöpfend in  den  Schriften  des  D.  H.  V.  unter  Benutzung  reich- 
haltigen Materials  behandelt  worden  wäre.  Daneben  bestehen  für 
einzelne  Gebiete,  z.  B.  »Sonntagsruhe«,  »Achtuhrladenschluß«, 
»Englische  Arbeitszeit«,  »Sonnabend-Frühschluß«,  »Frauenarbeit«, 
noch  besondere  Aufklärungsschriften. 

Schuon,  Der  Deutschnationale  Handlungsgehilfen -Verband  zu  Hamburg.  2 
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Nach  einem  Verwaltungsbeschluß  vom  12.  Oktober  1903  er- 
scheint seit  dem  Anfang  des  Jahres  1904  in  jährlich  6,  seit  19 10 
in  jährlich  4  Heften  das  »Archiv  für  kaufmännische  Sozialpolitik«. 
In  ihm  veröffentlicht  der  Verband  wissenschaftliche  Abhandlungen 
über  besonders  wichtige  Standesfragen  und  seine  grundsätzlichen 
bedeutsameren  Eingaben.  Daneben  bringt  das  Archiv  fortlaufend 
die  beachtenswertesten  Verhandlungen  der  Volksvertretungen  über 
Fragen  der  kaufmännischen  Sozialpolitik  im  Wortlaut,  die  ein- 
schlägigen Reichstagsvorlagen,  -anträge  usw.  und  wird  durch  die 
Wiedergabe  von  Gesetzen,  Ausführungsverordnungen  und  Erlassen 
zu  einem  oft  gebrauchten,  wertvollen  Nachschlagewerk.  Zusammen- 
fassende Darstellungen  über  die  neuesten  sozialpolitischen  Fort- 
schritte und  die  Tätigkeit  aller  anderen  Verbände  und  Körper- 
schaften auf  dem  Gebiete  der  Standesfragen  fehlen  ebenfalls  nicht; 
auch  die  österreichische  und  die  ausländische  Sozialpolitik  wird 
behandelt. 

Der  Bezugspreis  der  Zeitschrift  ist  4, —  Mk.  jährlich. 

2.  Abteilung  für  Redinungswesen. 

Dieser  Abteilung  ist  die  Erledigung  sämtlicher  Rechnungs- 
angelegenheiten unterstellt.  Hauptsächlich  kommt  in  Betracht  der 
Beitragseinzug,  der  früher  halbjährlich  und  seit  19 10  monatlich 
erfolgt,  und  die  Verwaltung  des  gesamten  Vermögens.  Während 
die  Abteilung  in  den  ersten  Jahren  mit  Schwierigkeiten  zu  kämpfen 
hatte  wegen  des  gänzlichen  Fehlens  des  notwendigen  Betriebs- 
kapitals, verfügte  der  Verband  am  i.  Januar  19 12  über  ein  Ver- 
mögen von  1236259,41  Mark. 

3.  Äbteilung  für  innere  Angelegenheiten, 

welche  die  Führung  der  Mitgliederregister,  sowohl  nach  Alphabet 
als  nach  Orten,  zu  versehen  hat.  Eine  Fülle  von  Arbeit  entsteht 
täglich  durch  Aufnahme  neuer  und  Streichung  gestorbener  und 
abgemeldeter  Mitglieder. 


Der  Mitgliederbestand  betrug  am  31.  Dezember 


1894  . 

76 

1900  . 

40205 

1895  . 

570 

I90I 

•      45  744 

1896  . 

•  2352 

1902  . 

46  1 12 

1897  . 

.  7727 

1903  . 

50216 

1898  . 

.  18277 

1904  . 

56  126 

1899  . 

.  32014 

1905  . 

•  75695 
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Der  Mitgliederbestand  betrug  am  31.  Dezember 

1906  .    .      90413  1909    •    •  120275 

1907  .    .    107668  1910    .    .  121012 

1908  .    .    120133  igii    .    .  122126^) 
Auch  die  gesamten  Post-Ein-  und  -Ausgänge  unterstehen 

dieser  Abteilung.    Diese  belaufen  sich  für: 


Posteingänge: 


Postausgänge : 


1895  auf  . 

1545 

1895  auf  . 

2832 

1896    „  . 

5390 

1896    „  . 

7692 

1897    „  . 

15791 

1897    „  . 

33505 

1898    „  . 

•      43  405 

1898    „  . 

92361 

1899    „  . 

•  79378 

1899    „  . 

158  132 

1900    „  . 

•  133380 

1900    „  . 

232  1 12 

1901    „  . 

.  172500 

1901    „  . 

.  318613 

1902    „  . 

.    171 193 

1902    „  . 

341  129 

1903  . 

169200 

1903  • 

468900 

1904    „  . 

.  228590 

1904  • 

436717 

1905  • 

•  227334 

1905    »  • 

533030 

1906    „  . 

.  554818 

1906    „  . 

856354 

1907    »  • 

.  417041 

1907    M  . 

933  595 

1908    „  . 

.  511242 

1908    „  . 

•  1071151 

1909    „  . 

•  526911 

1909    »  • 

.    I  132904 

1910    „  . 

•  533473 

19 10  „ 

•    I  441 039 

1911    „  . 

.    369  115') 

191 1  „ 

876  090^) 

Die  Zahl  der  Angestellten  des  Deutschnationalen  Handlungs- 
gehilfen-Verbandes einschließlich  derjenigen  in  den  Landes-  und 
Kreisgeschäftsstellen  betrug  am  31.  Dezember  191 1  242.  Darunter 
waren  193  festangestellte  Beamte  und  49  Handelshilfsarbeiter 
(Boten  und  Kassenboten). 

Nicht  eingeschlossen  in  diese  Ziffern  sind  die  Beamten  der 
Verbandskrankenkasse;  diese  beschäftigte  am  Jahresschluß  191 1 
29  Beamte  und  7  Handelshilfsarbeiter.  Insgesamt  stehen  somit 
278  Personen  im  Dienst  der  deutschnationalen  Handlungsgehilfen- 
bewegung. 

4.  Abteilung  für  äußere  Angelegenheiten. 

Dieser  Abteilung  liegt  die  agitatorische  Tätigkeit  ob,  welche 
außerordentlich  umfangreich  und  intensiv  ist.    Dazu  gehört  auch 

^)  Darunter  14  031  Lehrlinge. 

2)  Die  Angaben  für  191 1  beziehen  sich  ausschHeßlich  auf  den  Ein-  und  Aus- 
gang bei  der  Hauptgeschäftsstelle  Hamburg. 
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die  Versendung  von  Flugblättern.  Seit  Mai  1905  erscheinen  in 
zwangloser  Folge  und  als  wirkungsvolles  Werbemittel  die  sog. 
»Weckstimmen«,  welche  die  neuesten  Nachrichten  aus  der  Hand- 
lungsgehilfenbewegung enthalten 

Als  weitere  Kleinarbeit  beim  Werben  neuer  Mitglieder 
kommt  die  lebhafte  Versammlungstätigkeit  in  Betracht.  Ver- 
bandsredner halten  zu  diesem  Zwecke  in  allen  Teilen  Deutschlands 
öffentliche  Versammlungen  ab  und  unterrichten  weite  Kreise 
der  Berufsgenossen  über  Zweck  und  Ziele  der  Bewegung.  Die 
große  Steigerung  der  Mitgliederzahl  ist  nicht  zum  wenigsten  auf 
diese  Werbearbeit  zurückzuführen. 

Ferner  hat  diese  Abteilung  die  Gründung  neuer  Ortsgruppen 
sowie  den  weiteren  Ausbau  des  Verbandes  zu  fördern.  Seit  dem 
Jahre  1896  hat  der  Verband  das  Bestreben,  einen  möglichst  engen 
Zusammenschluß  herbeizuführen ;  heute  gibt  es  kein  Gebiet  in  unserem 
deutschen  Vaterlande  mehr,  das  nicht  zu  einem  Gau  des  D.  H.V. 
gehört.  Aber  auch  die  im  Ausland  angestellten  Mitglieder  des 
D.  H.V.  zeigen  das  Verlangen,  sich  immer  mehr  zu  Ortsgruppen 
zusammenzuschließen.  Da  die  Abteilung  für  äußere  Angelegen- 
heiten diese  Bewegung  möglichst  fördert,  bestehen  heute  Ortsgruppen 
des  D.  H.  V.  an  vielen  größeren  ausländischen  Plätzen.  Neben  dem 
Standesinteresse  gibt  aber  hier  meist  die  nationale  Stellung  des 
D.  H.  V.  den  Ausschlag. 

Die  folgenden  Zahlen  beweisen  das  rapide  Wachstum  der 
Zahl  der  Ortsgruppen  des  D.  H.V.    Es  bestanden  Ortsgruppen: 


Ende  1895 

7 

Ende 

1904 

754 

1896 

22 

5) 

1905 

912 

„  1897 

106 

>J 

1906 

1054 

1898 

245 

5) 

1907 

1 172 

„  1899 

423 

55 

1908 

1297 

„  1900 

550 

55 

1909 

1321 

„  1901 

686 

55 

I9IO 

1371 

„  1902 

725 

I9II 

1373 

„  1903 

750 

Endlich  gehört  noch  zur  Tätigkeit  dieser  Abteilung  die  Über-^ 
wachung  der  satzungsgemäßen  Gliederung  des  Verbandes. 

5.  Abteilung  für  Zeitungswesen. 

Im  Anfang  seines  Bestehens  hatte  der  D.  H.  V.  kein  eigenes 
Organ;  die  »Mitteilungen  des  Deutschen  Handlungsgehilfen-Ver- 

^)  Erscheinungsort  ist  Hamburg. 


bandes«  erschienen  nur  als  Beilage  einer  anderen  Zeitschrift,  der 
»Deutschnationalen  Warte«,  aber  schon  kurze  Zeit  darauf  übernahm 
der  Vorstand  die  Herausgabe.  Da  infolge  des  schnellen  Wachsens 
des  Verbandes  an  diese  »Mitteilungen«  immer  größere  Anforde- 
rungen gestellt  wurden,  genügte  der  bescheidene  Umfang  den  vor- 
handenen Bedürfnissen  bald  nicht  mehr^),  so  daß  die  Zeitung  zu 
wiederholten  Malen  eine  Vergrößerung  erfahren  mußte.  Aus  einem 
kleinen  und  unbedeutenden  Blättchen  hat  sich  die  »Deutsche 
Handels -Wacht«  zu  einer  geachteten  Verbands- Zeitschrift  mit 
einem  Umfange  von  i6  bis  24  Seiten,  zu  einer  unentbehrlichen 
Waffe  für  den  D.  H.  V.  entwickelt,  und  bildet  ein  gutes  Binde- 
mittel für  die  MitgHeder,  ein  festes  Rückgrat  für  die  deutsch- 
nationale Handlungsgehilfenbewegung.  »Ein  großer  Stab  fach- 
kundiger in-  und  ausländischer  Mitarbeiter,  der  rege  Austausch 
unserer  Zeitschrift  mit  deutschen  und  ausländischen  Handlungsge- 
hilfen-Blättern, unsere  engen  Verbindungen  mit  fremdländischen 
Gehilfenorganisationen,  all  das  setzt  uns  in  den  Stand,  jede  einzelne 
Frage  sachgemäß  behandeln,  über  jedes  bemerkenswerte  Vor- 
kommnis rasch  berichten  zu  können«  2). 

Die  Annahme  von  Anzeigen  hat  von  Anfang  an  ein  günstiges 
Ergebnis  geliefert,  das  Unternehmen  verbilligt,  und  dem  Vermögen 
des  D.  H.  V.  nicht  unerhebliche  Summen  schon  zugeführt. 
Von  der  »Deutschen  Handels -Wacht«  wurden  versandt: 
k.  1903  I  175550  Stück 

1904  I  245  000  „ 

1905  1544200 

1906  2009000  „ 

1907  2340900  „ 

1908  2613  400  , 

1909  2  823050 

19 10  2907500 

191 1  2  867  200  „ 


1894 

200 

1895 

7  000 

1896 

50000 

1897 

130000 

1898 

320000 

1899 

695  000 

1900 

926  500 

I90I 

2  387  000^; 

1902 

I  223350 

^)  Seitens  des  Vorstandes  und  des  Verbandstages  wurde  Ende  1895  der  Beschluß 
gefaßt:  »Die  Mitteilungen  erscheinen  vom  i.  Januar  1896  ab  imter  dem  Titel  »Deutsche 
Handels -Wacht«  und  sind  für  jedermann  zum  Preise  von  M.  1.20  vierteljährlich  zu  be- 
ziehen. Die  Mitglieder  unseres  Verbandes  erhalten  die  Zeitschrift  unentgeltlich  zuge- 
sandt.« Am  I.  Januar  1896  wurde  dann  die  Zeitung,  die  sich  inhaltlich  an  den  ge- 
werkschaftlichen Charakter  des  Verbandes  anlehnt,  der  Öffentlichkeit  übergeben. 

In  den  folgenden  Jahren  mußte  die  Zeitschrift  noch  bedeutend  erweitert  werden, 
um  den  gesteigerten  Ansprüchen  zu  genügen,  auch  wurden  ihr  verschiedene  Beilagen  mit 
den  Ortsgruppenberichten  aus  Nord-,  West-,  Süd-,  Ost-  und  Mitteldeutschland  beigegeben. 

2)  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  15,  S.  86. 

^)  Im  Jahre  1901  ließ  der  Verband  das  Blatt  unter  Fortfall  der  Beilagen  wöchent- 
lich erscheinen. 
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Außerdem  haben  noch  etwa  60  Gauverbände  und  Ortsgruppen 
des  D.  H.  V.  ihre  eigenen  Zeitungen,  die  regelmäßig  einmal 
monatlich  erscheinen  und  eine  wertvolle  Ergänzung  der  Handels- 
wacht  bilden,  vor  allem  hinsichtlich  der  Werbearbeit. 

Für  seine  Auslandsmitglieder,  wie  auch  für  diejenigen  deut- 
schen Kaufleute,  die  beabsichtigen,  ins  Ausland  zu  gehen,  hat  der 
D.  H.  V.  im  Jahre  1908  die  Auslandszeitschrift  »Der  deutsche  Kauf- 
mann im  Auslande«  geschaffen^).  Diese  bringt  eine  kurze  Über- 
sicht über  die  heimische  Handlungsgehilfenbewegung  und  außer- 
dem gehaltvolle  Aufsätze  und  Abhandlungen  über  Zustände,  Vor- 
gänge und  die  wirtschaftliche  Lage  der  deutschen  Handlungsge- 
hilfen im  Auslande,  wodurch  das  Verständnis  für  Land  und  Leute 
jenseits  der  Reichsgrenzen  erweckt  und  erweitert  wird.  —  Die 
Monatsschrift  geht  allen  Auslandsmitgliedern  umsonst  und  portofrei 
zu;  der  Bezugspreis  für  Nichtmitglieder  beträgt  vierteljährlich 
I  Mark  2). 

6.  Abteilung  für  Stellenvermittlung^). 

Die  Stellenvermittlung  des  D.  H.  V.  vermittelt  an  Verbands- 
mitglieder Stellen  in  gutberufenen  Häusern.  Sie  lehnt  die  Ver- 
mittlung von  Stellen  mit  Konkurrenzklauseln,  zu  niedrigen  Gehältern 
und  sonstigen  schlechten  Arbeitsbedingungen  grundsätzlich  ab. 

7.  Abteilung  für  Rechtsschutz. 

Nach  §  68  der  Satzung  erteilt  die  Verwaltung  ihren  Mitgliedern 
kostenfrei  Rat  und  Auskunft  in  allen  Rechtsangelegenheiten,  die 
das  Anstellungsverhältnis  oder  Ansprüche  aus  einer  Alters-  und 
Invaliden-,  Kranken-  oder  Unfall -Versicherung  betreffen.  Bei 
Streitigkeiten  mit  dem  Prinzipal  übernimmt  die  Abteilung  die 
Vermittlung  und  die  Führung  eines  etwaigen  Prozesses  auf  Kosten 
des  Verbandes. 

8.  Abteilung  für  Auskunftei. 

Stellensuchende  Mitglieder  erhalten  von  dieser  Abteilung 
kostenfreie  Auskünfte  über  ihr  bekannte  Firmen  und  die  dort 


^)  Erscheinungsort  ist  Hamburg. 

2)  Seit  dem  i.  Juli  19 12  bringt  die  Handelswacht  regelmäßig  in  ihrem  Beiblatt 
wissenschaftliche  Abhandlungen  aus  der  Feder  eines  bedeutenden  Volkswirtschaftlers 
über  den  Gang  des  deutschen  Wirtschaftslebens. 

^)  Die  Tätigkeit  der  Abteilungen  6  bis  ii  wird  hier  nur  kurz  angedeutet,  da 
diese  Wohlfahrtsein  rieh  tungen  im  Kapitel  V  eingehend  behandelt  werden. 
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vorhandenen  Arbeitsverhältnisse.  Das  Archiv  der  Abteilung  um- 
faßt derzeit  über  70000  Auskünfte. 

9.  Abteilung:  Versidierung  gegen  Stellenlosigkeit 

Der  Verband  besitzt  als  einziger  kaufmännischer  Verein  eine 
»Versicherung  gegen  Stellenlosigkeit«.  Sie  bietet  jedem  Mitgliede 
bei  Stellenlosigkeit  ohne  Zahlung  eines  Sonderbeitrages  eine  Rente, 
auf  die  er  ein  klagbares  Recht  besitzt. 

10.  Abteilung:  Dahrlehenskasse. 

a)  Darlehens-  und  Unterstützungskasse. 

In  Fällen  unverschuldeter  Not  können  Mitglieder,  die  dem 
Verbände  zwei  Jahre  angehören,  zinsfreie  Darlehen  und  Unter- 
stützungen erhalten.  Bis  Juni  19 13  betrugen  die  Auszahlungen 
163  628.63  Mark. 

b)  Witwen-  und  Waisenkasse.   (Stiftungspf ennig 

Aus  dieser  Kasse  können  Unterstützungen  an  bedürftige 
Witwen  und  Waisen  solcher  Mitglieder  gezahlt  werden,  die  sich 
um  den  Verband  besonders  verdient  gemacht  haben.  Die  Aus- 
zahlungen betrugen  insgesamt  4825. —  Mark. 

11.  Abteilung:  Sparkasse. 

Diese  Abteilung  nimmt  von  den  Mitgliedern  des  D.  H.  V. 
Spargelder  zu  einem  Zinsfuß  von  4%  entgegen. 

12.  Abteilung:  Buchhandlung. 

Diese  hat  sich  aus  ganz  kleinen  Anfängen,  aber  auf  gesunder 
Grundlage,  von  Jahr  zu  Jahr  in  erfreulicher  Weise  weiterentwickelt. 
Eine  Auswahl  kaufmännischer  Standesliteratur  hat  bei  den  Hand- 
lungsgehilfen großen  Anklang  gefunden.  Auch  der  Umsatz  in 
Unterrichtswerken  und  Lehrbüchern  für  fremde  Sprachen  zeigt 
ein  stetes  Wachsen.  Mit  besonderem  Eifer  pflegt  die  Buchhandlung 
den  Vertrieb  schöngeistiger  Literatur  und  sonstiger  sittlich  wert- 
voller Bücher.  Das  Lesebedürfnis  unter  den  Handelsangestellten 
greift  mehr  und  mehr  um  sich,  und  fördert  gleichzeitig  die  idealen 
Zwecke  des  Verbandes. 

Daneben  untersteht  der  Buchhandlung  auch  Verlag  und  Ver- 
trieb der  Verbandsschriften  des  D.  H.  V.,  die  sich  eines  guten 
Absatzes  erfreuen. 

1)  Die  Einnahmen  dieser  Kasse  bestehen  nach  §  95  der  Statuten  aus  Sammlungen 
freiwilliger  Beiträge,  die  jährlich  am  2.  Sept.  zur  Erinnerung  an  den  Gründungstag  des 
Verbandes  von  den  Ortsgruppen  vorgenommen  werden. 
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13.  Abteilung:  Wahlen  für  Standesvertretung'). 

Da  am  i.  Januar  1905  die  Tätigkeit  der  Kaufmannsgerichte 
begann,  mußten  vorher  Wahlen  der  Kaufmannsgerichtsbeisitzer 
stattfinden.  Schon  im  Juni  1904  gab  die  Verwaltung  Anweisung, 
für  die  Aufstellung  von  Kandidaten  zu  sorgen,  und  für  die  Wahl 
jetzt  schon  Vorkehrungen  zu  treffen.  Im  August  desselben  Jahres 
Avurden  seitens  der  Abteilung  die  allgemeinen  Richtlinien  ge- 
geben, nach  denen  bei  der  Wahl  vorgegangen  werden  sollte,  und 
darauf  hingewiesen,  »daß  gegen  Bündnisse  im  allgemeinen  nichts 
einzuwenden  sein  werde,  daß  aber  unter  allen  Umständen  Bünd- 
nisse mit  den  sozialdemokratisch  organisierten  Handlungsgehilfen 
ausgeschlossen  sein  müßten«^),  und  daß  dort,  wo  der  D.  H.V,  über 
zu  wenig  geeignete  Kandidaten  verfüge,  dafür  Sorge  zu  tragen 
sei,  daß  »nichtorganisierte  Kandidaten  oder  auch  solche  anderer 
Verbände,  die  würdig  seien,  auf  die  Liste  der  deutschnationalen 
Handlungsgehilfen  gesetzt  zu  werden«^),  als  Kandidaten  gewonnen 
würden. 

Bei  den  Wahlen  trat  aber  doch  ein  empfindlicher  Mangel  an  wähl- 
baren Personen  ein,  mußten  doch  alle  Kandidaten  mindestens  30  Jahre 
alt  und  2  Jahre  am  Wahlort  angestellt  sein.  Es  kam  noch  hinzu, 
daß  eine  große  Zahl  von  Kandidaten,  die  ausfindig  gemacht  worden 
waren,  »sich  gegen  die  Aufstellung  als  Beisitzer  sträubten,  weil 
angeblich  ihre  Prinzipale  gegen  ihre  Aufstellung  seien,  oder  weil 
sie  die  Geschäftsinteressen  in  den  Vordergrund  schoben«*).  So 
waren  die  Ortsgruppen  des  D.  H.  V.  genötigt,  eine  Reihe  Bünd- 
nisse mit  anderen  Verbänden  und  Vereinen  einzugehen. 

Auf  Grund  des  Wahlergebnisses^)  stellte  der  D.  H.V.  fest, 
daß  dem  Verband  an  den  Orten,  wo  Bündnisse  der  Ortsgruppen 
des  D.  H.  V.  mit  anderen  Korporationen  eingegangen,  ganz  wesent- 
liche Nachteile  erwachsen  waren.  Dies  veranlaßte  den  Vorstand 
dieser  Abteilung,  auf  dem  9.  Verbandstag  zu  Hamburg  im  Jahre 
1905  eindringlichst  vor  Bündnissen  zu  w^arnen.  Es  wurde  ausge- 
führt, daß  aus  den  Ergebnissen  der  verflossenen  Wahlen  der  Nutzen 
und  die  Lehre  zu  ziehen  seien,  daß  das  Alleinvorgehen  für  den 
D.  H.  V.  das  beste  sei.  Kandidatenmangel  könne  höchstens  noch 
dazu  führen,  daß  geeignete,  nichtorganisierte  Handlungsgehilfen 

-)  Vgl.  hierzu  auch  »Die  Kaufmann sgerichte«  in  Kapitel  IV,  Ziffer  6. 

-)  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  27,  S.  43. 

3j  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  27,  S.  44. 

4)  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  27,  S.  45. 

^)  Vgl.  hierzu  die  Tabelle  auf  nächster  Seite. 
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oder  auch  selbst  vertrauenswürdige  Mitglieder  anderer  Verbände 
mit  auf  die  Liste  gesetzt  werden.  Für  die  in  den  Jahren  1907 
und  1908  erstmals  in  größerem  Umfange  stattgehabten  Neuwahlen 
erging  deshalb  die  dringende  Weisung,  der  D.  H.  V.  und  dessen 
Ortsgruppen  sollen  möglichst  auf  ihre  eigene  Kraft  vertrauen. 
Und  der  Erfolg  hat  gezeigt,  daß  der  Verband  damit  den  richtigen 
Weg  eingeschlagen  hat. 

Unter  erschwerteren  Umständen  gingen  die  Beisitzerwahlen 
im  Jahre  19 10  vor  sich,  hatten  doch  die  Konkurrenzverbände  die 
Parole  ausgegeben:  »Die  Vorherrschaft  des  D.  H.  V.  muß  gebrochen, 
seine  Anmaßung,  Führer  zu  sein,  muß  zurückgewiesen  werden«^). 
Obwohl  also  auf  der  einen  Seite  der  D.  H.  V.,  auf  der  andern  Seite 
die  übrigen  Verbände  standen,  ergab  der  Gesamtausfall  der  Bei- 
sitzerwahlen doch  den  Bestand  der  Vorherrschaft  der  deutsch- 
nationalen Richtung. 

Die  seitherigen  Ergebnisse  der  teilweise  mit  großer  Erbitte- 
rung geführten  Kämpfe  um  die  Beisitzerstellen  bei  den  Kaufmanns- 
gerichten werden  durch  folgende  Zahlen  veranschaulicht. 


An  Beisitzern  stellten  2): 


am 

am 

am 

am 

am 

31.  Dez. 

31.  Dez. 

31.  Dez. 

31.  Dez. 

31.  Dez. 

1905 

1906 

1908 

1910 

1911 

D.  H.  V  

545 

626 

959 

1020 

1060 

Leipziger  Verband  .... 

388 

441 

492 

574 

625 

58er  Verein  

194 

227 

261 

299 

349 

Verein  der  deutschen  Kaufleule 

120 

116 

HO 

103 

91 

91 

93 

108 

108 

Verschiedene    andere  kaufm. 

Organisationen  .... 

780 

984 

742 

603 

540 

Die  Erfolge  des 

D.  H.V. 

bei  den 

Wahlen 

der  Kaufmanns- 

gerichtsbeisitzer zeigen,  daß  die  von  dem  Verbände  verfolgte 
Politik  in  den  einzelnen  Standesfragen  »auch  über  den  Kreis 
seiner  eigenen  Mitglieder  hinaus  Billigung  und  Anerkennung 
findet« 

Aber  auch  alle  weitere  Aufklärungsarbeit  gelegentlich  der 
Beisitzerwahlen  zu  den  Kaufmannsgerichten  sowie  die  umfangreiche 


Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  58,  S.  45. 
2}  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  43,  S.  6  u.  Bd.  58,  S.  46. 
3)  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  43,  S.  7. 
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Eingabentätigkeit  zwecks  Errichtung  neuer  Kaufmannsgerichte  ist 
dieser  Abteilung  mit  übertragen. 

Mit  der  Errichtung  der  Kaufmannsgerichte  hat  der  D.  H.  V. 
eine  neue  Zeitschrift  ins  Leben  gerufen.  »Das  Kaufmannsgericht« 
ist  ein  Organ,  das  den  Beisitzern  »in  sachHcher  Weise  Rechts- 
belehrungen erteilt,  Mitteilungen  über  bemerkenswerte  Ent- 
scheidungen der  Kaufmannsgerichte  vermittelt,  überhaupt  die  Ent- 
wicklung aller  mit  den  Kaufmannsgerichten  zusammenhängenden 
Fragen  unparteiisch  bespricht«^),  gleichzeitig  aber  auch  den  klei- 
neren Gerichten  und  Personen,  die  dem  Kaufmannsgericht  nicht 
unmittelbar  angehören,  Berichte  über  die  Tätigkeit  dieser  Sonder- 
gerichte zugänglich  macht. 

Im  März  1905  erschien  die  erste  Nummer  dieser  Monatsschrift; 
der  Bezugspreis  ist  3  Mk.  jährlich. 

14.  Abteilung  für  Lehrlinge^). 

Auf  dem  6.  Deutschen  Handlungsgehilfentage  zu  Mannheim 
im  Jahre  igoi  wurde  beantragt,  die  »Errichtung  einer  Abteilung 
des  Verbandes  für  Lehrlinge«  in  die  Wege  zu  leiten.  Der  Antrag 
bezweckte,  den  Handlungslehrlingen  gegen  einen  geringen  Beitrag 
den  Beitritt  zum  D.  H.  V.  und  damit  auch  zur  Krankenkasse  des 
Verbandes  zu  ermöglichen. 

Daraufhin  wurde  in  der  gemeinschaftlichen  Sitzung  der  Ver- 
waltung und  des  Aufsichtsrates  zu  Hamburg  am  29.  Mai  1904 
beschlossen,  dem  Verbände  eine  »Abteilung  für  Lehrlinge«  anzu- 
gliedern zum  Zwecke  der  Erziehung  der  Lehrlinge  zu  deutsch- 
gesinnten Kaufleuten  und  zur  Ermöglichung  ihrer  dauernden  Fort- 
bildung. 

Die  Abteilung  hat  inzwischen  eine  sehr  erfreuliche  Entwicklung 
genommen.  »Wo  die  Ortsgruppen  die  Gründung  von  Lehrlings- 
Abteilungen  in  die  Wege  leiteten,  da  erlebten  sie  damit  fast  durch- 
weg Freude.  Und  in  der  Tat  ist  es  ein  erhebendes  Bewußtsein, 
so  unmittelbar  für  den  Nachwuchs  unseres  Standes  zu  wirken,  ihm 

^)  Erscheinungsort  ist  Hamburg. 

2)  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  37,  S.  32. 

^)  In  einigen  hundert  deutschen  Orts-,  Kreis-  und  Bezirksausschüssen  für  Jugend- 
pflege, die  in  Preußen  auf  Grund  des  Erlasses  vom  i8.  Jan.  191 1,  in  Sachsen  und 
Bayern  auf  Grund  ähnlicher  Erlasse  gebildet  wurden,  arbeiten  Vertreter  der  Jugend- 
abteilung des  D.  H.  V.  mit.  Vertreter  des  Verbandes  sitzen  auch  in  der  Leitung  des 
Jung-Deutschlandbundes  mit.  Das  zeigt,  wie  ernst  es  der  Verband  mit  seiner  Jugend- 
pflegearbeit und  mit  der  Förderung  des  Zusammenschlusses  der  nationalen  Jugendpflege- 
bestrebungen meint. 
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nach  Möglichkeit  Vorbild  und  Lehrer  zu  sein.  .  .  Sobald  die  Lehr- 
linge angefangen  haben,  sich  an  den  Veranstaltungen  der  Lehrlings- 
Abteilung  zu  beteiligen,  entwickeln  sie  sich  zu  dankbaren  und 
regelmäßigen  Besuchern.  .  .  Nur  wenn  die  häusliche  und  geschäft- 
liche Erziehung  mit  unserer  Arbeit  Hand  in  Hand  geht,  werden 
wir  bleibende  Erfolge  mit  unserer  Abteilung  für  Lehrlinge  er- 
zielen« i). 

Die  Entwicklung  zeigt  das  folgende  Bild.  Es  waren  vorhanden: 


Lehrlingsmitglieder 

Lehrlingsgruppen 

Ende  1904 

752 

„  1905 

3289 

50 

„  1906 

5115 

196 

„  1907 

7358 

279 

„  1908 

8898 

355 

„  1909 

"535 

401 

„  1910 

12227 

444 

„  1911 

14031 

464 

Die  Hauptaufgabe  der  Lehrlingsabteilungen  besteht  in  der 
Unterrichtstätigkeit,  bei  welcher  jährlich  eine  erfreuliche  Steigerung 
festgestellt  werden  kann.  Allein  im  Jahre  1 9 1 1  fanden  405  Unter- 
richtskurse statt  mit  zusammen  4972  Teilnehmern.  Diese  Kurse 
werden  nirgends  im  Gegensatze  zu  den  kaufmännischen  Fortbil- 
dungsschulen gegründet,  sie  beschränken  sich  in  der  Regel  nur 
auf  solche  Fächer,  die  in  der  kaufmännischen  oder  gewerblichen 
Fortbildungsschule  jungen  Kaufleuten  nicht  gelehrt  werden,  wirken 
also  nur  ergänzend.  Erwähnt  zu  werden  verdient  die  Tatsache, 
daß  die  Unterrichtskurse  verschiedener  Ortsgruppen  zu  vollwertigen 
Fortbildungs-  bzw.  Handelsschulen  ausgebaut  werden  konnten. 

Aber  auch  bei  Vorträgen,  Unterhaltungs-  und  Elternabenden, 
Versammlungen,  Wanderungen  u.  a.  m.,  die  von  den  Lehrlings- 
abteilungen in  die  Wege  geleitet  werden,  ist  die  Beteiligung  stets 
eine  sehr  gute  zu  nennen.  Eine  außerordentlich  große  Arbeit  wird 
hier  von  den  Mitarbeitern  an  der  kaufmännischen  Jugend  unermüd- 
lich geleistet! 

Im  Januar  19 10  regte  der  Verband  die  Einrichtung  von 
»Kaufmännischen  Jugendheimen«  an.  Zu  Beginn  des  Jahres  191 2 
hatten  schon  58  Lehrlingsabteilungen  Jugendheime  und  Landheime 
errichtet,  mit  deren  Wirksamkeit  recht  gute  Erfahrungen  gemacht 
worden  sind. 


1)  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  37,  S.  40. 
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Dem  Hauptorgan  des  D.  H.V.,  der  »Deutschen  Handels -Wacht«, 
ist  im  Jahre  1904  eine  neue  Zeitschrift,  »Blätter  für  junge  Kauf- 
leute«, angegliedert  worden,  die  monatlich  einmal  erscheint  und 
welche  die  Mitglieder  der  Lehrlingsabteilung  kostenfrei  erhalten^). 
Im  Laufe  der  Jahre  wurde  der  Zeitschrift,  die  einen  dankbaren 
Leserkreis  besitzt,  mehr  und  mehr  der  Charakter  eines  Unterrichts- 
blattes gegeben,  was  sich  gut  zu  bewähren  scheint.  So  erweisen 
sich  heute  die  Blätter  »als  wertvolles  Hilfsmittel  für  die  Erfüllung 
der  Aufgaben  der  Abteilung  für  Lehrlinge  des  Verbandes«^). 

15.  Abteilung:  Bücherei. 

Die  sozialpolitische  Abteilung  findet  für  ihre  Arbeit  eine 
nicht  unwesentliche  Stütze  in  der  Bücherei  des  Verbandes,  die  im 
Laufe  des  Jahres  1902  eingerichtet  wurde,  und  heute  im  wesent- 
lichen eine  Sammlung  der  wichtigeren  Staats-  und  sozialwissenschaft- 
lichen wSchriften,  Nachschlagewerke,  Gesetzbücher,  Jahresberichte 
und  der  gesamten  Handlungsgehilfenliteratur  darstellt.  Zu  Beginn 
des  Jahres  1906  wurde,  der  großen  Inanspruchnahme  der  Bücherei 
wegen,  für  die  Verwaltung  ein  besonderer  Beamter  angestellt.  Die 
Bücherei  umfaßt  heute  etwa  15000  Nummern.  Durch  Anschaffung 
aller  einschlägigen  Neuerscheinungen  wird  die  ansehnliche  Bibliothek 
stets  ergänzt. 

16.  Abteilung  für  Bildungswesen. 

Den  Bildungsbestrebungen  innerhalb  des  Verbandes  ist  seit 
Mai  1905  in  weitgehendem  Umfange  Rechnung  getragen  worden. 
Um  die  deutschnationalen  Handlungsangestellten  zu  tüchtigen 
Kaufleuten  heranzubilden  und  ihre  beruflichen  Kenntnisse  zu  ver- 
mehren, hat  der  Verband  die  Ortsgruppen  zur  Gründung  von 
Fortbildungskursen  veranlaßt  3).  Der  Erfolg  hat  gezeigt,  daß  diese 
Anregung  auf  fruchtbaren  Boden  gefallen  ist;  bei  den  Ortsgruppen 

^)  In  Heft  I  des  i.  Jahrganges  dieser  Blätter,  das  im  September  1904  erschien, 
heißt  es,  gewissermaßen  zur  Einführung:  »Der  geistigen  und  sittlichen  Vorbereitung  für 
den  künftigen  Beruf  des  Kaufmanns  sollen  diese  Blätter  dienen.  Alles,  was  den 
Handlungslehrling  und  jeden  an  seiner  persönlichen  und  beruflichen  Entwicklung  arbei- 
tenden jungen  Kaufmann  vorwärts  zu  bringen  geeignet  ist,  soll  in  diesen  Blättern  eine 
Pflegestätte  finden.  Sie  wird  sich  nicht  nur  auf  das  weite  Gebiet  des  kaufmännischen 
Lebens  und  Wissens  beschränken,  sondern  auch  die  Aufgaben  einbeziehen,  die  den 
künftigen  Kaufmann  im  Kreise  seiner  Berufsgenossen  und  darüber  hinaus  als  Vertreter 
eines  geachteten  und  wichtigen  Standes  erwarten.« 

")  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  37,  S.  31. 

^)  Vgl.  hierzu  »Leitfaden  für  die  Obmänner  für  Bildungsbestrebungen  im  Deutsch- 
nationalen  Handlungsgehilfen-Verbände«.    Hamburg  1906. 


wie  bei  den  Mitgliedern  finden  die  Bestrebungen  immer  mehr 
Anklang. 

Zur  weiteren  Vertiefung  der  Allgemeinbildung  der  Verbands- 
mitglieder haben  zahlreiche  Ortsgruppen  Vortragsabende  einge- 
richtet. Die  Vorträge  sollen  zu  fleißigem  Studium  anregen,  gleich- 
viel, ob  sie  belehrender  oder  unterhaltender  Natur  sind.  Diese 
Veranstaltungen  haben  eine  über  Erwarten  günstige  Entwicklung 
genommen.  Neben  Dozenten  der  Universitäten  und  technischen 
Hochschulen  werden  jährlich  eine  Reihe  hervorragender  Redner 
der  verschiedensten  wirtschaftlichen  und  nationalen  Interessen- 
gruppen gewonnen. 

Im  Jahre  1 908  wurde  ein  Versuch  mit  Abhaltung  von  Ferien- 
kursen in  Hamburg  »für  die  Ausbildung  von  Lehrern  und  für 
höhere  Buchhaltung  und  Bilanzwesen«  gemacht.  Die  Beteiligung 
war  aber  der  großen  Kosten  wegen  nur  eine  geringe.  Deshalb 
wurden  sogenannte  Wanderkurse  eingerichtet,  die  zwei  Monate 
dauern,  und  etwa  20  Unterrichtsstunden  umfassen.  Hand  in  Hand 
damit  geht  die  Lehrerausbildung;  erfahrene  Handlungsgehilfen 
nehmen  an  demselben  Unterricht  teil  und  erhalten  gleichzeitig 
noch  Unterweisungen  in  Pädagogik.  Dieser  Weg  zur  Ausbildung 
praktischer  Kaufleute  zu  Lehrern  hat  bisher  sehr  günstige  Ergeb- 
nisse gezeitigt. 

Als  weiteres  Bildungsmittel  sind  die  vom  D.  H.  V.  für  seine 
Mitglieder  im  Sommer  1909  unter  sachkundiger  Führung  erstmals 
veranstalteten  Studien-  und  Ferienfahrten  anzusehen.  Die  Reisen 
führten  ins  Ausland,  nach  der  Schweiz  und  Italien,  nach  England 
und  in  den  hohen  Norden;  auch  deutsche  Industriegebiete  im 
Ruhrrevier  und  am  Rhein  wurden  besucht.  Diese  gemeinsamen 
Reisen  sollen  »eine  Ersparnis  gegenüber  der  Einzelfahrt  darstellen, 
ganz  besonders  aber  mehr  bieten,  als  der  einzelne  mit  nor- 
malen Mitteln  sich  leisten  kann«.  Daß  der  erste  Versuch  ge- 
lungen ist,  zeigt,  daß  im  Jahre  1910  mehrere  Ferienreisen  neu 
hinzugekommen  sind.  Das  Jahr  191 1  weist  wieder  eine  Vermeh- 
rung auf. 

Diese  Wohlfahrtseinrichtung  des  Verbandes  hat  bis  heute 
große  Erfolge  zu  verzeichnen.  Alle  Fahrten  fanden  eine  übergroße 
Beteiligung,  teilweise  mußten  die  Reisen  der  großen  Teilnehmer- 
zahl wegen  sogar  geteilt  werden. 

Zu  diesem  Kapitel  über  »Die  Organisation  desD.  H.  V.«  ge- 
hören noch  die  für  die 


—    30  — 


Sondereinrichtungen  des  Verbandes^) 
ins  Leben  gerufenen  Abteilungen. 

17.  ÄbtGÜung:  Kranken-  und  Begräbniskasse. 

Neben  einer  den  Bedürfnissen  junger  Kaufleute  angepaßten 
Krankenversicherung 2)  erfolgt  auch  Auszahlung  von  Sterbegeldern 
an  die  Hinterbliebenen  von  Mitgliedern  dieser  Kasse.  Weiterhin 
ist  den  Mitgliedern  Gelegenheit  geboten,  gegen  einen  mäßigen 
Sonderbeitrag  sich  und  ihre  Angehörigen  in  die  Familienversiche- 
rung aufnehmen  zu  lassen.  Die  Kasse  hat  ig  13  rund  43000 
Mitglieder  und  750000  Mk.  Vermögen.  Die  bisherigen  Auszah- 
lungen betragen  ungefähr  5  Millionen  Mk. 

18.  Äbteilung:  Höhere  Handelslehranstalt. 

Der  Verband  hat  im  Jahre  1909  in  Hamburg  eine  höhere 
Handelslehranstalt  mit  Abendkursen  und  Tagesunterricht  ins  Leben 
gerufen.  In  drei  selbständigen  Semestern  werden  den  Schülern 
bei  mäßigem  Honorar  alle  kaufmännischen  Kenntnisse  vermittelt. 
Der  Lehrkörper  wird  von  der  Verwaltung  des  D.  H.  V.  sorgfältig 
ausgewählt.  Im  Jahre  19 10  wurde  die  Anstalt  von  674  Schülern 
besucht. 

19.  Äbteilung:  Bund  für  Wanderpflege. 

Dieser  Bund,  der  sich  die  Aufgabe  gestellt  hat,  durch  Ver- 
anstaltung ausgedehnter  Wanderungen  die  Gesundheit  seiner  Mit- 
glieder zu  kräftigen,  ihr  Innenleben  zu  bereichern  und  sie  für  den 
Naturgenuß  reif  werden  zu  lassen,  wurde  im  Jahre  1909  unter 
dem  Namen  »Die  Fahrenden  Gesellen«  gegründet.  Unter  diesem 
Titel  gibt  auch  die  Abteilung  eine  kleine  Monatsschrift  heraus. 

1)  Auch  die  Sondereinrichtungen  werden  hier  nur  kurz  gestreift;  in  Kapitel  VI 
werden  sie  eingehend  behandelt, 

2)  In  Kraft  seit  i.  Jan.  1899. 


IV.  Kapitel. 


Stellungnahme  des  D.  H.  V.  zu  Standesfragen. 
1.  Das  Lehrlingswesen. 

Auf  dem  Gebiete  des  kaufmännischen  Lehrlings wesen  sind 
schon  seit  langer  Zeit  Mißstände  vorhanden,  die  hervorgerufen 
wurden  durch  unzureichende  Vorbildung  der  Lehrlinge  und  Mängel 
bei  der  Ausbildung.  Die  großartige  Entwicklung  von  Handel  und 
Industrie  in  den  letzten  Jahrzehnten,  die  dadurch  vielfach  bedingten 
veränderten  Betriebsformen,  die  wiederum  in  der  Entwicklung  zum 
Großbetriebe  mit  seiner  in  der  Regel  in  weitestem  Maße  durch- 
geführten Arbeitsteilung  ihren  bemerkenswerten  Ausdruck  finden«^), 
haben  den  Mißständen  im  Lehrlingswesen  Vorschub  geleistet. 

Diese  Mißstände  bilden  in  der  Tat  eine  ernste  Gefahr  für 
den  deutschen  Handel;  rückhaltslos  muß  zugestanden  werden,  daß 
das  Lehrlingswesen  eines  der  dunkelsten  Kapitel  im  sozialen 
Leben  des  Kaufmannsstandes  ist.  Darüber  herrscht  Einigkeit, 
daß  diese  Mängel  beseitigt  werden  müssen,  wenn  auch  die  vor- 
geschlagenen Maßnahmen  zum  Zwecke  ihrer  Beseitigung  vonein- 
ander abweichen.  Auch  der  D.  H.  V.  hat,  überzeugt  von  dem 
großen  und  nachhaltigen  Werte  aller  dahinzielenden  Bestrebungen, 
der  Ausbildung  der  LehrHnge  von  jeher  besondere  Aufmerksam- 
keit geschenkt. 

Umfassendes  Wissen  und  gründliche  Ausbildung  der  kauf- 
männischen Hilfskräfte  sind  ein  wichtiges  Erfordernis,  wenn  die 
Bedeutung  des  deutschen  Handels,  die  er  nach  dem  gewaltigen 
Aufschwung  in  den  letzten  Jahrzehnten  erlangte,  nicht  wieder  ver- 
loren gehen  soll.  Darum  sind  auch  die  allseitigen  Bestrebungen 
nach  Schaffung  und  Förderung  vermehrter  Bildungsgelegenheiten 
für  den  kaufmännischen  Nachwuchs  mit  Freuden  zu  begrüßen. 
Um  so  mehr  muß  beklagt  werden,  daß  die  praktische  Ausbildung 
der  Lehrlinge  mehr  und  mehr  vernachlässigt  wird. 


1)  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  36,  S.  6. 
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Während  in  früheren  Zeiten  fast  in  jedem  Betriebe  persön- 
liche Beziehungen  zwischen  Chef  und  LehrHng  bestanden,  findet 
heutzutage  der  LehrHng  nur  noch  in  den  mittleren  Betrieben  des 
Groß-  und  Kleinhandels  Gelegenheit,  alle  Einzelheiten  des  Geschäfts 
unter  der  persönlichen  Anweisung  des  Prinzipals  kennen  zu  lernen. 

Nur  in  seltenen  Fällen  wird  bei  großen  Handelshäusern  und 
Banken  von  einer  gründlichen  und  vielseitigen  Gestaltung  der 
Lehrlingsausbildung  die  Rede  sein.  Sowohl  eine  regelmäßig  weiter- 
gehende Arbeitsteilung  wie  die  starke  geschäftliche  Inanspruch- 
nahme des  Prinzipals  bilden  zum  Teil  die  Ursache,  daß  die  Heran- 
bildung des  Lehrlings  einem  Angestellten  anvertraut  wird  und  der 
Lehrling  nur  eine  bestimmte,  oftmals  rein  mechanische  Verrichtung 
kennen  lernt. 

Die  ungünstigsten  Verhältnisse  finden  wir  in  der  Hauptsache 
bei  den  kleinen  Betrieben,  die  teilweise  ihre  Existenz  kaum  aufrecht 
erhalten  können.  Gibt  es  doch  hier  eine  Menge  solcher  Kauf- 
leute, die  kaufmännisches  Wissen  selbst  nicht  besitzen,  die  von  der 
Leitung  eines  kaufmännischen  Betriebes  nicht  einmal  eine  Vor- 
stellung haben.  Die  Kenntnisse,  welche  der  Lehrling  nach  Voll- 
endung einer  solchen  Lehrzeit  mit  ins  Leben  hinaus  nimmt,  sind 
sehr  gering. 

Wohl  hat  der  vStaat  in  §  76  des  H.  G.  B.  bestimmt: 

»Der  Lehrherr  ist  verpflichtet,  dafür  zu  sorgen,  daß  der 
Lehrling  in  den  bei  dem  Betriebe  des  Geschäfts  vor- 
kommenden kaufmännischen  Arbeiten  unterwiesen  wird; 
er  hat  die  Ausbildung  des  Lehrlings  entweder  selbst  oder 
durch  einen  geeigneten,  ausdrücklich  dazu  bestimmten  Ver- 
treter zu  leiten.  Die  Unterweisung  hat  in  der  durch  den 
Zweck  der  Ausbildung  gebotenen  Reihenfolge  und  Aus- 
dehnung zu  geschehen. 

Der  Lehrherr  darf  dem  Lehrlinge  die  zu  seiner  Aus- 
bildung erforderliche  Zeit  und  Gelegenheit  durch  Ver- 
wendung zu  anderen  Dienstleistungen  nicht  entziehen;  auch 
hat  er  ihm  die  zum  Besuche  des  Gottesdienstes  an  Sonn- 
und  Festtagen  erforderliche  Zeit  und  Gelegenheit  zu  gewähren. 
Er  hat  den  LehrHng  zur  Arbeitsamkeit  und  zu  guten 
Sitten  anzuhalten. 

In  betreff  der  Verpflichtungen  des  Lehrherrn,  dem  Lehr- 
linge die  zum  Besuche  einer  Fortbildungsschule  erforder- 
hche  Zeit  zu  gewähren,  bewendet  es  bei  den  Vorschriften 
des  §  120  der  G.  O.« 
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Aber  zur  Durchführung  dieser  Vorschriften  fehlt  es  an  einem 
geeigneten  Überwachungsorgan.  Viele  Berichte  der  Handels- 
kammern werfen  ein  bedenkliches  Licht  auf  die  erheblichen  Mängel, 
welche  der  praktischen  Ausbildung  der  Kaufmannslehrlinge  an- 
haften ;  die  heute  vielfach  übhche  Art  der  Lehrlingsausbildung  muß 
zuletzt  zu  einer  schweren  Schädigung  des  Handels  fuhren.  »Jene 
mangelhaft  ausgebildeten  Kräfte  bilden  die  große  Reservearmee 
an  Arbeitslosen  für  unseren  Stand,  und  helfen  dazu,  auch  im  Han- 
delsgewerbe allmähHch  ein  Proletariat  heranzuzüchten,  das  seinen 
gewaltigen  Einfluß  heute  bereits  sichtbar  auszuüben  beginnt« 

Es  darf  aber  auch  nicht  vergessen  werden,  daß  »die  mangel- 
haften Kenntnisse  und  Fähigkeiten  der  Prinzipale  selbst  in  vielen 
Fällen  eine  zweckentsprechende  und  umfassende  Ausbildung  der 
Lehrlinge  von  vornherein  unmöglich  machen  «2).  Es  ist  bezeich- 
nend, wenn  die  Handelskammer  zu  Lüneburg  in  ihrem  Jahres- 
bericht für  1900  auf  Grund  ihrer  Erfahrungen  zu  folgender 
Forderung  gelangt:  »Mit  Recht  wird  hervorgehoben,  daß  die  ge- 
achtete Stellung  des  Kaufmanns  wesentlich  dadurch  leidet,  daß  es 
jedermann  ohne  Erwerb  auch  nur  der  geringsten  Vorkenntnisse 
gestattet  ist,  ein  kaufmännisches  Geschäft  zu  eröffnen  und  zu  be- 
treiben. Konkurse  sind  in  vielen  Fällen  die  unausbleibliche  Folge. 
Es  wird  daher  empfohlen,  gesetzgeberische  Bestimmungen  zu  er- 
streben, w^onach  nur  Personen  ein  kaufmännisches  Geschäft  er- 
öffnen, sich  auch  Kaufmann  nennen  dürfen,  die  eine  ordnungs- 
mäßige kaufmännische  Lehre  durchgemacht  haben  und  darüber  ein 
Schluß-  und  Lehrzeugnis  erworben  haben,  und  daß  nur  Kaufleute 
mit  solcher  Qualifikation  Lehrlinge  halten  und  Lehrbriefe  aus- 
stellen dürfen,  daß  auch  nur  eine  der  Zahl  der  gehaltenen  Kommis 
entsprechende  Anzahl  von  Lehrlingen  gehalten  werden  dürfe.« 
Und  im  Jahresbericht  für  1901  sagt  die  Handelskammer  Rottweil, 
daß  die  angestellten  Erhebungen ergeben  haben ^),  »daß  ein  sehr 
großer  Teil  der  Ladeninhaber  keine  kaufmännische  Vorbildung 
besitzt,  d.  h.  weder  eine  Lehre  durchgemacht,  noch  sich  vor  der 
Selbständigmachung  in  einer  entsprechenden  kaufmännischen 
Stellung  befunden  hat.« 

1)  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  3,  S.  28. 

Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  36,  S.  61. 
^)  Erhebungen,  veranstaltet  im  Auftrage  der  K.  Württ,  Zentralstelle  für  Gewerbe 
und  Handel  über  die  berufliche  Vorbildung  selbständiger  Kaufleute.     Schriften  des 
D.  H.  V.    Bd.  36. 

4)  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  36,  S.  62. 
Schuon,  Der  Deutschnationale  Handlungsgehilfen -Verband  zu  Hamburg.  3 
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So  sind  in: 


Ladengeschäfte 
insgesamt 

Davon  Geschäfte,  deren 
Inhaber  Nichtkaufleute  sind 

23 

12 

53 

29 

59 

47 

19 

6 

Tuttlingen    (nur  Gemischt- 

waren- und  Spezialwaren- 

52 

36 

Auch  die  Handelskammer  Ulm  hat  durch  Erhebungen  ähn- 
liche Ergebnisse  erzielt,  und  der  stellvertretende  Vorsitzende  der 
Detaillistenkammer  in  Hamburg,  Schmersahl,  führte  in  einem  Vor- 
tragt) u.  a.  aus:  »Der  Detaillistenstand  setzt  sich  aus  den  ver- 
schiedensten Elementen  zusammen.  Wohl  ist  ein  großer  Teil  mit 
guten  Schulkenntnissen  ausgerüstet,  fachmännisch  ausgebildet.  .  .  . 
Leider  müssen  wir  von  einem  weiteren  Teile  sagen,  daß  ihm  über- 
haupt jede  Vorbildung  fehlt.  Häufig  aus  anderen  Berufsklassen 
herausgedrängt,  steht  der  kaufmännische  Berufsanwärter  unter 
dem  Wahne:  »Eröffne  einen  Laden,  Verstand,  Kundschaft  und 
Verdienst  werden  von  selbst  kommen.«  Dies  bestätigen  vollauf 
die  Erhebungen,  die  einzelne  Handelskammern  und  Vereine  hier- 
über angestellt  haben.  .  .  .  Wenn  im  Jahre  1887  noch  67%  der 
Gesamtheit  kaufmännisch  vorgebildet  waren,  so  sank  diese  Zahl 
bis  zum  Jahre  1 901  auf  34%.  Diese  Geschäftsleute,  die  mangelhaft 
oder  gar  nicht  vorgebildet  sind,  bilden  aber  für  den  Gesamt- 
Detaillistenstand  eine  schwere  Gefahr.« 

Die  geachtete  Stellung  des  Kaufmanns  muß  bedenklich 
darunter  leiden,  daß  Leuten  ohne  die  geringsten  Vorkenntnisse 
und,  ohne  imstande  zu  sein,  ihr  Geschäft  ordnungsmäßig  zu  führen, 
das  Recht  eingeräumt  ist,  Lehrlinge  auszubilden.  Sollen  hier  ge- 
sunde Verhältnisse  geschaffen  werden,  muß  man  in  erster  Linie 
für  bessere  Vor-  und  Ausbildung  sorgen.  Aus  diesen  Erwägungen 
heraus  kommt  der  D.  H.  V.  zu  der  Forderung 2),  daß  »selbständigen 
Kaufleuten  und  Handlungsgehilfen,  die  nicht  über  eine  kauf- 
männische Ausbildung  verfügen,  das  Recht  versagt  bleiben  muß, 
Lehrlinge  auszubilden  (analog  den  Vorschriften  des  §  129  G.O.). 
Dieses  Recht  sollte  nur  denen  zuerkannt  werden,  die  durch  Ab- 

^)  Fünfter  Kongreß  des  »Deutschen  Verbandes  für  das  kaufmännische  Unterrichts 
wesen«.   Wiesbaden  1905.  —  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  36, 
2)  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  36,  S.  65. 
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legung  der  obligatorischen  Gehilfenprüfung  den  Nachweis  erbracht 
haben,  daß  sie  selbst  über  das  Maß  von  Kenntnissen  und  Fähig- 
keiten verfügen,  das  es  ihnen  ermöglicht,  Lehrlinge  in  zweckent- 
sprechender Weise  auszubilden.« 

»Wenn  des  weiteren  für  das  Handwerk  im  §  129  der  G.O. 
bereits  die  Vorschrift  besteht,  daß  nur  derjenige  Lehrlinge  aus- 
bilden darf,  der  das  24.  Lebensjahr  vollendet  hat,  so  wird  man 
diese  Bedingung  mit  gutem  Rechte  auch  für  das  Handelsgewerbe 
fordern  können.  Man  wird  auch  im  Kaufmannsstande  ein  ge- 
wisses Maß  geistiger  und  sittlicher  Reife  und  einen  gefestigten 
Charakter  von  denen  verlangen  müssen,  denen  die  Erziehung 
und  Heranbildung  der  kaufmännischen  Jugend  anvertraut  wer- 
den soll.« 

Eine  Beschränkung  hinsichtlich  des  Rechtes,  Lehrlinge  im 
Handelsgewerbe  zu  halten,  ist  durch  §81  H.  B.  G.  gegeben.  Dieser 
bestimmt,  daß  Personen,  die  nicht  im  Besitze  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte  sind,  Handlungslehrlinge  weder  halten  noch  sich  mit 
der  Anleitung  von  Handlungslehrlingen  befassen  dürfen.  Der  Lehr- 
herr darf  auch  solche  Personen  zur  Anleitung  von  Handlungs- 
lehrlingen nicht  verwenden.  Im  Handelsgewerbe  muß  also  der 
Prinzipal  ein  Verbrechen  oder  doch  ein  schweres  Vergehen  be- 
gangen haben,  ehe  gesetzlich  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  ihm 
das  Halten  von  Lehrlingen  zu  untersagen. 

Auch  nach  dieser  Richtung  hin  sind  für  das  Handwerk 
günstigere  Normen  aufgestellt;  genügt  doch  hier  schon  neben 
»wiederholt  grober  Pflichtverletzung  gegen  die  ihnen  anvertrauten 
Lehrlinge«  ^)  das  Vorliegen  von  Tatsachen,  welche  die  betreffenden 
Personen  »in  sittlicher  Beziehung  zum  Halten  oder  zum  Anleiten 
von  Lehrlingen  ungeeignet  erscheinen  lassen«,  um  ihnen  die  Be- 
fugnis zur  Ausbildung  von  Lehrlingen  ganz  oder  auf  Zeit  zu 
entziehen,  sogar  dann,  wenn  sie  nicht  erst  der  bürgerlichen  Ehren- 
rechte verlustig  gegangen  sind.  Es  ist  nicht  einzusehen,  warum 
diese  Unterschiede  zwischen  dem  Berufe  des  Kaufmanns  und  dem 
Handwerkerstande  gemacht  und  selbst  in  unserer  Zeit  noch  bei- 
behalten werden,  um  so  weniger,  wenn  man  berücksichtigt,  »daß 
bei  der  Frage  nach  der  Befähigung  des  Lehrherrn  nicht  nur  die 
Rücksicht  auf  die  Berufsausbildung  des  Lehrlings,  sondern  auch 
diejenige  auf  seine  ganze  weitere  Erziehung  für  das  Leben  in  Be- 


1)  G.O.  §  126a,  Abs.  I. 
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tracht  kommt«  Aus  diesen  Erwägungen  heraus  fordert  2)  der 
D.  H.  V.  die  Ausdehnung  der  Bestimmungen  des  §  126a  G.  O.*) 
auch  auf  das  Handelsgewerbe;  muß  doch  auch  hier  solchen  Per- 
sonen, »die  in  sittlicher  Beziehung  zum  Halten  oder  zur  Anleitung 
von  Lehrlingen  ungeeignet  erscheinen«,  das  Recht  hierzu  entzogen 
werden. 

In  der  Gewerbeordnungskommission  des  Reichstages  (XXVI. 
Kommission)  stellte  der  Abgeordnete  Schack  am  19.  Januar  1909 
überdies  den  Antrag,  in  §  126a  G.  O.  das  Wort  »kann«  durch  »ist« 
zu  ersetzen,  und  gab  hierzu  eine  ausführliche  Begründung.  Der 
Antrag  wurde  aber  abgelehnt^). 

Eine  Besserung  der  Mißstände  im  Lehrlingswesen  verspricht 
sich  der  D.  H.  V.  u.  a.  von  der  Einführung  einer  Gehilfenprüfung. 
»Am  Schlüsse  der  Lehrzeit  ist  durch  Ablegung  einer  pflichtgemäßen 
Prüfung  (Gehilfenprüfung)  der  Nachweis  kaufmännischer  Bildung 
zu  erbringen.  Die  Prüfung,  über  deren  Ausfall  ein  Vermerk  im 
Lehrzeugnis  aufzunehmen  ist,  soll  zweckmäßig  auch  auf  die  prak- 
tischen Kenntnisse,  insbesondere  im  Kleinhandel,  ausgedehnt 
werden«^).  Es  darf  nicht  verkannt  werden,  daß  die  allgemeine 
Durchführung  dieser  Forderung  zweifellos  wesentliche  erzieherische 
Wirkungen  hervorrufen  wird,  und  zwar  in  zweifacher  Weise.  Der 
Prinzipal  muß  der  Ausbildung  seiner  Lehrlinge  erhöhte  Aufmerk- 
samkeit zuwenden,  da  er  sonst  mit  der  Möglichkeit  zu  rechnen 
hat,  daß  die  bei  ihm  ausgebildeten  Prüflinge  durchfallen.  Häufen 
sich  derartige  Mißerfolge,  dann  fällt  schließlich  dem  Lehrherrn  die 

1)  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  36,  S.  68. 

2)  Ein  Antrag  des  Abg.  Schack  verlangte  am  19,  Januar  1909  in  der  Reichs- 
tagskommission die  Ausdehnung  des  §  126a  G.O.  auf  das  Handelsgewerbe,  analog  dem 
§  128.  Dieser  Antrag  wurde  auch  einstimmig  angenommen  und  beschlossen,  dem 
§  139 1  der  G.O.  folgende  Fassung  zu  geben: 

§  139I.  »Auf  das  Halten  von  Lehrlingen  in  offenen  Verkaufsstellen  sowie  in 
anderen  Betrieben  des  Handelsgewerbes  finden  die  Bestimmungen  der  §§  126a  u.  128 
Anwendung.«  —  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  51,  S.  17. 

^)  §  126a  G.O.  lautet:  »Die  Befugnis  zum  Halten  oder  zur  Anleitung  von 
Lehrlingen  kann  solchen  Personen  ganz  oder  auf  Zeit  entzogen  werden,  welche  sich 
wiederholt  grober  Pflichtverletzungen  gegen  die  ihnen  anvertrauten  Lehrlinge  schuldig 
gemacht  haben,  oder  gegen  welche  Tatsachen  vorliegen,  die  sie  in  sittlicher  Beziehung 
zum  Halten  oder  zur  Anleitung  von  Lehrlingen  ungeeignet  erscheinen  lassen. 

Die  Befugnis  zur  Anleitung  von  Lehrlingen  kann  ferner  solchen  Personen  ent- 
zogen werden,  welche  wegen  geistiger  oder  körperlicher  Gebrechen  zur  sachgemäßen  An- 
leitung eines  Lehrlings  ungeeignet  sind.« 

4)  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  51,  S.  16/17. 

5)  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  36,  S.  77. 
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Schuld  dafür  zur  Last.  Er  wird  aus  diesem  Grunde  neben  sorg- 
fältigerer Ausbildung  von  vornherein  Wert  auf  gut  vorgebildetes 
Lehrlingsmaterial  legen,  und  nicht  wahllos  jeden  sich  anbietenden 
jungen  Mann  als  Lehrling  annehmen. 

Der  Lehrling  hingegen  weiß,  daß  er  nur  nach  bestandener 
Prüfung  als  vollwertiger  Handlungsgehilfe  gilt.  Darin  liegt  der 
Ansporn,  die  Lehrjahre  auszunutzen;  Fleiß  und  Aufmerksamkeit 
werden  mehr  als  sonst  auf  ein  bestimmtes  Ziel  gerichtet  sein. 
Dieses  Ziel  ist  zunächst  das  erfolgreiche  Bestehen  der  Gehilfen- 
prüfung. Wer  sie  nicht  besteht,  muß  mit  empfindlichen  wirtschaft- 
lichen Nachteilen  rechnen,  da  naturgemäß  alle  Gehilfen,  die  das 
Zeugnis  der  bestandenen  Prüfung  vorlegen  können,  den  anderen 
gegenüber  im  Vorteil  sind.  Obgleich  die  Durchführung  dieses 
Verlangens  dem  Handel  kaum  Nachteile  bringen  kann,  kämpfen 
die  Prinzipale  und  die  Handelskammern  gegen  diese  Handlungs- 
gehilfenforderung. Sie  begründen  ihre  ablehnende  Haltung  mit 
dem  Hinweis  auf  die  Eigenart  des  Handels,  der  sich  frei  entfalten 
müsse,  und  nicht  vertrage,  in  die  starren  Formen  des  Zunftwesens 
gezwängt  zu  werden. 

Ferner  sei  noch  einer  weiteren  Forderung  der  Handlungs- 
gehilfen gedacht.  Während  für  das  Handwerk  die  Verpflichtung 
zum  Abschluß  eines  schriftlichen  Lehrvertrages  besteht,  ist  im 
Handelsgewerbe  die  mündliche  oder  schriftliche  Festsetzung  der 
Bedingungen  des  Lehrverhältnisses  ganz  den  Parteien  überlassen. 
Um  sowohl  die  Prinzipale  als  auch  besonders  die  Eltern  der  Lehr- 
linge über  ihre  Rechte  und  Pflichten  aufzuklären,  ist  vom  D.  H.  V. 
ein  ausführlicher  Lehrvertrag  ausgearbeitet  worden,  der  den  be- 
rechtigten Ansprüchen  beider  Teile  gerecht  wird,  und  eine  zweck- 
mäßige Grundlage  für  das  Vertragsverhältnis  bildet. 
EndHch  fordert  der  D.  H.  V.,  daß 

»Betrieben,  die  nach  ihrer  Einrichtung  und  der  Art  der 
Ausübung  ihres  Gewerbes  nicht  in  der  Lage  sind,  Lehr- 
linge auszubilden,  das  Halten  von  Lehrlingen  untersagt 
sein  soll,« 

eine  Forderung,  die  ja  selbstverständlich  ist,  und  die  sich  haupt- 
sächlich gegen  Warenhäuser  und  ähnliche  Betriebe,  bei  denen  nach 
Art  und  Umfang  eine  sachgemäße  Anleitung  und  Ausbildung  der 
Lehrlinge  naturgemäß  ausgeschlossen  ist,  richtet. 

Groß  ist  die  Zahl  der  Prinzipale,  die  von  Gewissenhaftigkeit 
oder  Verantwortlichkeitsgefühl  nichts  oder  nur  wenig  wissen,  denen 
der  Lehrling  lediglich  eine  billige  Arbeitskraft  ist,  die  man  während 
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der  Lehrzeit  möglichst  ausnützt.  Ganz  zutreffend  bemerkt  Schm  arj  e 
hierzu:  »Leider  sieht  eben  so  mancher  Prinzipal  in  seinem  Lehr- 
ling nicht  den  künftigen  Kaufmann,  sondern  nur  die  billige  Ar- 
beitskraft, für  deren  ferneres  Schicksal  er  sich  nicht  verantwortlich 
fühlt.  Er  nimmt  daher,  was  er  als  Lehrling  bekommen  kann, 
auch  die  minderwertigste  Kraft,  der  offenkundige  Geisteskrüppel 
ist  ihm  gut  genug,  nämlich  dazu  gut  genug,  wozu  er  ihn  ge- 
braucht« i). 

Dies  ist  der  Grund,  daß  bei  Auswahl  des  Lehrlingsmaterials 
seitens  des  Prinzipals  nicht  die  nötige  Sorgfalt  verwendet  wird, 
daß  dem  Eindringen  ungeeigneter  Elemente  mit  mangelhafter 
Vorbildung  in  den  Kaufmannsstand  Vorschub  geleistet  wird.  Die 
von  der  Handelskammer  zu  Braunschweig  veranstalteten  Er- 
hebungen 2)  über  89  kaufmännische  Fortbildungsschulen  haben  er- 
geben, daß  von  6109  Schülern,  die  sich  Ostern  1905  zur  Aufnahme 
in  diese  Anstalten  meldeten,  31,67%  die  Aufnahmeprüfung  nicht 
bestanden  haben,  daß  unter  den  erwähnten  89  Fortbildungsschulen 
17  waren,  »bei  denen  die  Zahl  der  Ungenügenden  50%  und  mehr 
der  Aufgenommenen  betrug«.  Ähnliche  Feststellungen  gehen 
auch  aus  einer  Umfrage  hervor,  die  vom  Deutschen  Verbände  für 
das  kaufmännische  Unterrichtswesen  im  Jahre  1908  veranstaltet 
wurde.  Die  Umfrage  erstreckte,  sich  auf  7571  in  210  kauf- 
männische Fortbildungsschulen  neu  aufgenommene  Schüler,  die 
im  Deutschen  und  Rechnen  geprüft  wurden.  Dabei  ergab  sich, 
daß  27%  der  Schüler  ungenügend  vorgebildet  waren.  Von  den 
Ostern  1909  eingestellten  Lehrlingen  haben  22%  die  Abschluß- 
klassen mehrstufiger  Schulen  nicht  erreicht^). 

Da  eine  Beurteilung  der  Vorbildung  des  kaufmännischen 
Nachwuchses  ohne  weitere  urkundliche  Nachweise  unmöglich  war, 
veranstaltete  der  Deutschnationale  Handlungsgehilfen  -  Verband 
Anfang  1907  eine  Umfrage*)  bei  den  deutschen  Großstädten  über 
die  Berufswahl  der  schulentlassenen  Jugend.  Auffallend  ist  in 
dem  statistisch  dargestellten  Ergebnis  dieser  Umfrage,  daß  eine 
sehr  große  Zahl  der  Knaben,  die  sich  dem  Handelsgewerbe  zu- 
wenden, nur  mit  Volksschulbildung  versehen  sind.    »Weicht  der 

^)  Vortrag  auf  dem  fünften  Kongreß  des  »Deutschen  Verbandes  für  das  kaufm. 
Unterrichtswesen«  1905  in  Wiesbaden.  —  Schriften  des  D.  H.  V.    a.  a.  O. 
2)  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  36,  S.  8. 
2)  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  51,  S.  20. 

^)  Die  Ergebnisse  der  Umfrage  bildeten  die  Grundlage  für  eine  Denkschrift  mit 
zahlreichem  statistischen  Tabellenmaterial.  Vgl.  »Archiv  für  kaufmännische  Sozialpolitik« 
Jahrg.  1908,  Heft  2/3,  S.  49—96. 
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Wert  der  Volksschulbildung  in  großen,  kleinen  und  ländlichen  Ge- 
meinden auch  weit  voneinander  ab,  so  gibt  uns  die  Zahl  der  Knaben, 
die  als  Volksschüler  das  Handelsgewerbe  erwählen,  neuen  Rückhalt 
für  die  Forderung  des  D.  H.  V.,  daß  die  in  den  Kaufmannsstand 
eintretenden  jungen  Leute  mindestens  die  oberste  Klasse  einer  Volks- 
schule oder  die  entsprechende  Klasse  einer  Mittel-  oder  höheren 
Schule  mit  Erfolg  besucht  haben  müssen  i). 

Nach  den  vom  D.  H.V.  im  Jahre  1908  gemachten  statistischen 
Erhebungen  ^)  hatten  von  32741  Verbandsmitgliedern  besucht 


Anzahl 

von  je  100 
Befragten 

Volksschule  

21  514 

65,71 

4  170 

12,74 

Realschule  oder  Progymnasium  . 

3675 

11,22 

Oberrealschule  

717 

2,19 

2  41 1 

7,36 

30 

0,09 

Ohne  genaue  Angabe  .... 

224 

0,69 

Die  große  Ziffer  der  Volksschüler  fällt  sofort  auf.  Doch 
wäre  es  verkehrt,  daraus  ohne  weiteres  schließen  zu  wollen,  daß 
dem  Stande  der  Handlungsgehilfen  viel  unfähige  Elemente  zu- 
strömen. Im  allgemeinen  vermittelt  die  sieben-  oder  achtklassige 
Volksschule  ein  Maß  von  Wissen,  das  den  Volksschüler  zu  einer 
erfolgreichen  Laufbahn  im  kaufmännischen  Berufe  befähigt.  Aber 
unter  diesen  65,71%  Volksschülern  werden  viele  sein,  die  eine 
ein-,  zwei-  oder  dreiklassige  Volksschule  besuchten,  oder  die 
höchste  Klasse  einer  mehrklassigen  vSchule  nicht  erreicht  haben. 
Diese  Knaben  können  nicht  als  ein  geeignetes  Lehrlingsmaterial 
angesehen  werden.  Darum  fordert  der  D.  H.V.  eine  Aufnahme- 
prüfung durch  die  Fortbildungsschule,  damit  festgestellt  wird, 
welche  der  aufzunehmenden  jungen  Leute  den  Mindestforderungen 
an  die  Vorbildung  nicht  entsprechen,  die  die  Fortbildungsschule 
stellen  muß.  Diese  Lehrlinge  sollen  einer  Vorstufe  zugewiesen 
werden,  um  sie  für  die  Aufnahme  in  die  Fortbildungsschule  vor- 
zubereiten. Die  Kosten  für  die  Unterhaltung  der  Vorstufe  sollen 
den  Prinzipalen  auferlegt  werden,  deren  Lehrlinge  Aufnahme  in 
der  Vorstufe  gefunden  haben  3).  Es  leuchtet  ein,  daß  die  Durch- 
führung dieser  Forderung  des  D.  H.  V.  neben  der  pflichtgemäßen 

1)  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  40,  S.  6. 

^)  Die  wirtschaftliehe  Lage  der  deutschen  Handlungsgehilfen.    S.  64. 
^)  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  36,  S.  77. 
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Gehilfenprüfung  äußerst  wirksam  ist,  um  die  Prinzipale  mittelbar 
zu  einer  sorgfältigeren  Auswahl  der  Lehrlinge  zu  veranlassen,  da 
sie  ja  die  Kosten  und  die  ideellen  Nachteile  bei  Einstellung  ganz 
ungeeigneter  Elemente  tragen  müssen. 

Ein  weiterer  Umstand,  der  zu  den  vorhandenen  Mißständen 
im  Lehrlingswesen  führte,  ist  die  weit  verbreitete  Unterschätzung 
des  kaufmännischen  Berufes.  Sehr  richtig  bemerkt  hierzu  die 
Handelskammer  Hirschberg  in  Schlesien  in  einem  Rundschreiben 
an  die  Prinzipale  des  Kammerbezirks  zu  Anfang  des  Jahres  1907, 
daß  trotz  aller  Mühen,  die  sich  Lehrherren  und  Lehrer  mit  ihren 
Lehrlingen  geben,  diese  sich  niemals  zu  brauchbaren  Handels- 
gehilfen ausbilden  werden,  daß  sie  »vielmehr  dem  kaufmännischen 
Proletariat  anheimfallen,  das  Niveau  des  ganzen  Standes  damit 
drücken  und  eine  Quelle  ständiger  Unzufriedenheit  bilden.  Um 
allmählich  einen  Wandel  dieser  mißlichen  Verhältnisse  herbei- 
zuführen«, so  führt  die  Handelskammer  Hirschberg  weiter  aus, 
»wäre  das  Mindeste,  was  von  einem  Knaben,  der  sich  der  kauf- 
männischen Laufbahn  widmen  will,  zu  fordern  ist,  der  erfolgreiche 
Besuch  der  ersten  Klasse  einer  guten  Volksschule  oder  der  Nach- 
weis einer  dementsprechenden  Vorbildung« 

Die  Forderung  der  Handelskammer  Hirschberg  stimmt  also 
durchaus  überein  mit  den  Ansprüchen,  die  der  D.  H.  V.  an  die 
Vorbildung  der  kaufmännischen  Lehrlinge  stellt.  Sie  deckt  sich 
aber  auch  mit  der  Forderung  vieler  anderer  Handelskammern. 
Während  aber  der  D.  H.  V.  einer  entsprechenden  gesetzlichen  Be- 
stimmung Zwangskraft  verliehen  wissen  will,  lehnt  die  Handels- 
kammer Hirschberg  und  mit  ihr  die  Mehrzahl  der  Handelskammern 
eine  Zwangsvorschrift  ausdrücklich  ab.  Verschiedene  andere  Kam- 
mern dagegen,  so  die  Handelskammern  in  Ulm  a.  D.  und  Sonneberg, 
stehen  auf  dem  Standpunkte  des  D.  H.  V. 

Ein  ganz  erheblicher  Übelstand  ist  die  Einstellung  einer  im 
Verhältnis  zum  Betriebe  übermäßig  großen  Zahl  von  Lehrhngen, 
denn  einmal  leidet  die  Ausbildung  der  Lehrlinge  unter  der  Ein- 
wirkung der  Lehrlingszüchter  ei  sehr,  zum  andern  wird  der  kauf- 
männische Arbeitsmarkt  mit  mangelhaft  vorgebildeten  Kräften 
überflutet,  die  wirtschaftliche  und  soziale  Lage  des  Handlungs- 
gehilfenstandes herabgedrückt.  Können  doch  die  Ursachen  der 
bedauerlichen  Gehaltsverhältnisse  der  Gehilfen  und  der  beträcht- 
lichen Zahl  der  stellenlosen  Handlungsangestellten  neben  dem  stetig 


1)  a.  a.  O.    S.  11/12. 
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wachsenden  Eindringen  der  Frauen  in  den  kaufmännischen  Beruf 
mit  in  der  LehrHngszüchterei  erblickt  werden! 

Mehrere  Enqueten  und  Umfragen  von  kaufmännischen  Ver- 
einen und  Körperschaften  haben  die  geschilderten  Erscheinungen  be- 
stätigt, und  haben  schließlich  die  Veranlassung  zu  einem  gesetz- 
lichen Verbote  der  LehrHngszüchterei  gegeben  i).  Die  in  Betracht 
kommenden  Bestimmungen  sind  in  die  Gewerbeordnung  aufge- 
nommen^). 

Bei  Durchführung  dieser  Gesetzesbestimmungen  ergeben  sich 
jedoch  die  mannigfachsten  Schwierigkeiten,  weil  den  unteren  Ver- 
w^altungsbehörden  neben  einem  Mangel  an  Initiative  oftmals  die 
erforderliche  Einsicht  fehlt,  wann  die  Zahl  der  Lehrlinge  im  Miß- 
verhältnisse zu  dem  Umfange  oder  der  Art  eines  Gewerbebetriebes 
steht.  Diese  Behörden  haben  keinerlei  Maßstab,  an  dem  sie  das 
Mißverhältnis  messen  könnten,  und  holen  vor  einer  etwaigen  Ent- 
scheidung die  Gutachten  der  Handelskammern  oder  anderer  Körper- 
schaften ein,  die  aber  nur  in  seltenen  Fällen  das  Vorhandensein 
eines  Mißverhältnisses  anerkennen.  Die  Folge  davon  ist,  daß  der 
§  128  wenig  zur  Anwendung  gelangt.  Wird  aber  einem  Antrag 
auf  Anwendung  dieses  Paragraphen  stattgegeben,  so  wird  »das 
Verfahren  durch  die  Vernehmung  von  Sachverständigen,  die  Ein- 
holung von  Gutachten  der  Handelskammern  und  schließhch  die 
Berufungen  des  betroffenen  Geschäftsinhabers  an  die  höheren 
Instanzen  so  verschleppt,  daß  die  Lehrlinge,  um  die  es  sich  handelt, 
bei  der  Beendigung  des  Streites  schon  einen  großen  Teil  ihrer 
Lehrzeit  hinter  sich  haben« 

Alles  dies  sind  Momente,  die  eine  wirksame  Bekämpfung  der 
LehrHngszüchterei  hindern. 

Neben  den  Bemühungen  des  D.  H.  V.  ist  auch  von  anderer 
Seite,  so  namentlich  von  dem  Deutschen  Verbände  für  das  kauf- 
männische P'ortbildungsschulwesen,  schon  seit  vielen  Jahren  die 
Aufmerksamkeit  der  Behörden  auf  die  großen  Nachteile  der  Lehr- 

^)  Novelle  zur  G.O.  vom  30.  Juni  1900  (R.G.Bl.  S.  321). 

2)  §  128  G.O.:  Wenn  der  Lehrherr  eine  im  Mißverhältnisse  zu  dem  Umfang 
oder  der  Art  seines  Gewerbebetriebes  stehende  Zahl  von  LehrHngen  hält  und  dadurch 
die  Ausbildung  der  Lehrlinge  gefährdet  erscheint,  so  kann  dem  Lehrherrn  von  der 
unteren  Verwaltungsbehörde  die  Entlassung  eines  entsprechenden  Teiles  der  Lehrlinge 
auferlegt  und  die  Annahme  von  Lehrlingen  über  eine  bestimmte  Zahl  hinaus  untersagt 
werden.    Die  Bestimmungen  des  §  126a  Abs.  3  finden  hiebei  entsprechende  Anwendung. 

§  139I  G.O.:  Auf  das  Halten  von  Lehrlingen  in  offenen  Verkaufsstellen  sowie 
in  anderen  Betrieben  des  Handelsgewerbes  findet  die  Bestimmung  des  §  128  Anwendung. 

3)  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  36,  S.  22. 
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lingszüchterei  gelenkt  worden;  auch  wurde  des  öfteren,  vor  allem 
wieder  vom  D.  H.  V.,  an  die  gesetzgebenden  Organe  mit  der  Bitte 
herangetreten,  diesen  Übelstand  zu  beseitigen.  Noch  kurz  vor  dem 
neunten  Deutschen  Handlungsgehilfentag  hat  der  Verband  in  einer 
Eingabe  an  die  verbündeten  Regierungen  und  das  Reichsamt  des 
Innern  die  Bitte  ausgesprochen,  »es  möchte  ein  bestimmtes  Ver- 
hältnis zwischen  der  Zahl  der  Gehilfen  und  der  Lehrlinge  in  den 
einzelnen  Betrieben  festgelegt  werden,  da  die  §§  128  und  139I  im 
Handelsgewerbe  vollständig  versagen«  i). 

Von  dem  preußischen,  bayerischen  und  sächsischen  Ministerium, 
von  demjenigen  des  Großherzogtums  Mecklenburg  und  des  Herzog- 
tums Meiningen  sind  infolge  dieser  Eingaben  Erlasse  an  die  höheren 
Verwaltungsbehörden  gerichtet  worden.  Der  Erlaß  des  preußischen 
Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  vom  2.  Juni  1906'^)  weist 
auch  darauf  hin,  daß  in  den  von  ihm  nachgeprüften  Fällen  die 
Berechtigung  der  Klagen  festgestellt  wurden  und  die  Regierungs- 
präsidenten aufzufordern  seien,  die  unteren  Verwaltungsbehörden 
zur  Beachtung  der  ihnen  zustehenden  Befugnisse  hinzuweisen.  In 
diesem  Erlaß  ist  weiter  beachtenswert,  daß  der  Minister  die  Inan- 
spruchnahme der  Kaufmannsgerichte,  ihrer  paritätischen  Besetzung 
wegen,  ausdrücklich  empfiehlt. 

Daß  diese  Erlasse  nur  einen  geringen  Teil  der  bestehenden 
Lehrlingszüchterei  zu  beschneiden  imstande  waren,  hat  seinen 
Grund  darin,  daß  es  an  Aufsichtsorganen  mangelt,  welche  auf 
Beseitigung  der  vorhandenen  Mißstände  hinarbeiten.  Gerade  hier 
würden  die  vom  D.  H.  V.  schon  seit  langem  geforderten  Handels- 
inspektoren ein  reiches  und  dankbares  Arbeitsfeld  finden. 

Im  Jahre  1906  veranstaltete  die  Hauptverwaltung  des  58  er 
Vereins  »unter  den  Bezirken,  den  Abgeordneten  zur  Hauptver- 
sammlung und  den  aus  dem  Verein  hervorgegangenen  Kaufmanns- 
gerichtsbeisitzern eine  Umfrage  über  den  Umfang  der  Lehrlings- 
haltung, die  Art  und  die  Bedingungen  der  Lehre«  usw.  Wenn 
auch  der  Kreis  der  Erhebungen  sich  nur  auf  251  Engrosgeschäfte, 
34  Detailgeschäfte  und  73  Geschäfte  mit  Groß-  und  Kleinhandel 
bezog,  muß  das  Ergebnis  als  ein  wenig  befriedigendes  bezeichnet 
werden.  »Und  dabei  muß  man«,  so  führt  Dr.  Stiller  selbst  aus, 
»bei  der  Bewertung  dieses  Ergebnisses  noch  den  Umstand  mit  in 
Betracht  ziehen,  daß  diese  Umfrage  sich  an  einen  beschränkten 
Kreis  solcher  Standesgenossen  richtete,  die  sich  in  angesehener 

1)  Schriften  des  D.H.  V.    Bd.  22,  S.  73. 

2)  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  36,  S.  20 
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Stellung,  mithin  also  auch  in  einem  guten  Geschäft  befinden;  ich 
glaube  nicht,  daß  eine  auch  nur  relativ  erhebliche  Zahl  kleiner 
Winkelkontore  dabei  mit  erfaßt  wurde« 

Zunächst  scheiden  26  Geschäfte  aus,  in  denen  Lehrlinge  nicht 
gehalten  werden.  »Wo  wir  einem  Lehrling  keinen,  einen  oder 
mehreren  Gehilfen  gegenüber  finden,  können  die  Verhältnisse  als 
einwandfrei  bezeichnet  werden.  Wir  stoßen  aber  auf  Geschäfte, 
wo  2,  3  und  5  Lehrlinge  vorhanden  sind,  aber  kein  einziger  Ge- 
hilfe; neben  2,  3  und  4  Lehrlingen  stehen  nur  i  oder  2  Gehilfen 
und  endlich  haben  wir  Geschäfte 

mit  6  Lehrlingen  und  3  Gehilfen 

„  7  »  ,,5 
„    8         „  „4 

„  9  »  "7 
„12  „  „3 
„  38         „  „  22 

„  47         »  108 

zu  verzeichnen.« 

Um  nun  der  Lehrlingszüchterei  zu  steuern  2)  und  eine  Ge- 
sundung der  Kaufmannslehre  herbeizuführen,  verlangt  der  D.  H.  V. 
die  Festsetzung  einer  Lehrlingsskala.  Mehr  als  15  Lehrlinge 
sollen  in  keinem  Betriebe  gehalten  werden  dürfen.  Die  Forderung 
der  Festsetzung  einer  Höchstzahl  von  Lehrlingen  für  den  einzelnen 
Betrieb  begründet  der  D.  H.  V.  damit,  daß  die  Lehrlingsausbildung 
in  ganz  großen  Betrieben  kaum  mehr  möglich  ist,  und  daher  die 
Ausbildung  der  Lehrlinge  in  der  Hauptsache  mittleren  und  kleineren 
Betrieben  überlassen  wird. 

Gegen  die  Festsetzung  einer  Lehrlingsskala  sprechen  sich 
nun  zahlreiche  Handelskammern  aus,  die  jeden  Zwang  ablehnen. 
Demgegenüber  weist  der  D.  H.  V.  auf  die  günstigen  Erfahrungen 
hin,  die  man  mit  den  gleichen  Maßnahmen  im  Handwerk  zur 
Regelung  des  Lehrlingswesens  machte.    Hat  man  doch  hier  vor 


1)  Vgl.  Stiller,  Der  Verein  für  Handlungs-Commis  von  1858,  S.  152,  153  u.  155. 

2)  Beachtenswert  ist  eine  Maßnahme  des  Magistrats  zu  Frankfurt  a.  M.,  welcher 
»Ausführungsanweisungen  zu  den  allgemeinen  Bestimmungen  für  die  Vergebung  von 
Arbeiten  und  Lieferungen«  festsetzte.  Nach  §  9  Abs.  6  dieser  Anweisungen  sind 
solche  Angebote  von  der  Berücksichtigung  ausgeschlossen,  die  von  Unternehmern  her- 
rühren, die  »eine  im  Mißverhältnis  zu  dem  Umfange  und  der  Art  ihres  Gewerbebetriebes 
stehende  Zahl  von  Lehrlingen  halten«.  Solche  Bestimmungen  sind  gewiß  in  der  Lage, 
erzieherisch  zu  wirken.  Wie  groß  ihr  Einfluß  aber  auf  die  Lehrlingshaltung  im  Handels- 
gewerbe sein  wird,  bleibt  noch  abzuwarten.  —  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  51,  S.  22. 
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allen  Dingen  die  Lehrlingszüchter  ei  teilweise  wirksam  bekämpft! 
Nach  den  Erfahrungen  der  Handwerkerkammern  Darmstadt,  Brom- 
berg, Düsseldorf,  Leipzig,  Magdeburg,  München,  Trier  usw.,  welche 
für  die  ihrer  Aufsicht  unterstellten  Berufe  Lehrlingsskalen  auf- 
gestellt haben,  hat  sich  die  Festsetzung  solcher  »sowohl  zur  Be- 
seitigung der  Lehrlingszüchterei,  als  zu  den  damit  verbundenen 
geschäftlichen  Preisunterbietungen  und  zur  Befestigung  eines  guten 
Arbeitsverhältnisses  auf  das  Beste  bewährt«  i).  Nun  ist  nicht  ein- 
zusehen, weshalb  im  Handelsgewerbe  mit  den  gleichen  Mitteln 
nicht  ähnliche  günstige  Erfahrungen  gemacht  werden  sollten.  Ist 
doch  der  Beweis  erbracht,  daß  auf  diesem  Wege  ein  gesundes 
Verhältnis  zwischen  Angebot  und  Nachfrage  der  Arbeitskräfte 
angebahnt  werden  kann.  Solange  aber  ein  bestimmtes  Verhältnis 
zwischen  der  Zahl  der  Gehilfen  und  der  Lehrlinge  nicht  festgesetzt 
wird,  ist  von  Fall  zu  Fall  gegen  alle  Firmen  vorzugehen,  die  eine 
zu  große  Zahl  von  Lehrlingen  beschäftigen  —  Seitens  des  D.  H.  V. 
wurde  auch  die  Öffentlichkeit  über  die  Zustände  im  Kaufmanns- 
gewerbe in  größerem  Maße  durch  kurze  Notizen  und  auch  in  der 
Form  von  ausführlichen  Aufsätzen  aufgeklärt  zu  dem  Zwecke, 
ungeeignete  Elemente  dem  Kaufmannsstande  fernzuhalten^). 

Der  zehnte  Deutsche  Handlungsgehilfentag  im  Jahre  1 907  zu 
Dresden  hat  nach  einem  eingehenden  Vortrage  über  das  Lehrlings- 
wesen folgende  Entschließung  einstimmig  angenommen,  die  als 
grundlegende  Forderung  des  Verbandes  anzusehen  ist*): 

Der  zehnte  Deutsche  Handlungsgehilfentag  ist  durchdrungen 
von  der  Überzeugung,  daß  die  jetzigen  ungeregelten  Verhältnisse 
im  Lehrlingswesen  zu  einer  schweren  Schädigung  des  deutschen 
Handels  führen  müssen,  daß  aber  eine  durchgreifende  und  gründ- 
liche Reform  des  Lehrlings wesens  geeignet  ist,  die  überragende 

1)  Vgl.  Weigert,  Die  Handlungsgehilfenfrage,  S.  114  u.  Schriften  des  D.  H.  V. 
Bd.  36,  S.  36. 

2)  Um  gesetzliche  Maßnahmen  zu  fördern,  die  der  Lehrlingszüchterei  Abbruch 
tun  können,  ist  mit  Hilfe  der  deutschnationalen  Beisitzer  bei  den  Kaufmannsgerichten 
in  den  Jahren  19 10  und  191 1  folgender  Antrag  gestellt  worden: 

Die  unterzeichneten  Beisitzer  ersuchen  das  Kaufmannsgericht,  es  möge  gemäß 
§  18  Abs.  II  des  Gesetzes  betr.  die  Kaufmannsgerichte  beantragen,  daß  »für  das 
Handelsgewerbe  Vorschriften  erlassen  werden  über  die  höchste  Zahl  der  Lehrlinge,  die 
in  den  einzelnen  Betrieben  des  Handelsgewerbes  gehalten  werden  dürfen  (§  128  Abs.  II, 
R.  G.  O.);  für  den  Erlaß  dieser  Vorschriften  soll  die  vom  Deutschnationalen  Handlungs- 
gehilfen-Verbände aufgestellte  Lehrlingsskala  maßgebend  sein.«  —  Schriften  des  D.  H.  V 
Bd.  51,  S.  24/25. 

3)  Vgl.  auch  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  18,  S.  25/26. 

4)  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  36,  S.  76/77. 
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Stellung  des  deutschen  Handels  dauernd  zu  festigen  und  zu 
stärken.  Der  zehnte  Deutsche  Handlungsgehilfentag  schlägt  hier- 
für die  Beachtung  der  folgenden  Grundsätze  und  Forderungen  vor: 

1.  Die  in  den  Kaufmannsstand  eintretenden  jungen  Leute 
müssen  zum  mindesten  die  oberste  Klasse  einer  Volks- 
schule oder  die  entsprechende  Klasse  einer  Mittel-  oder 
höheren  Schule  mit  Erfolg  besucht  haben,  oder  aber 
eine  gleichwertige  Bildung  nachweisen. 

2.  Es  ist  auf  Grund  der  §§  128  und  139  1  der  Gewerbe- 
ordnung durch  die  Verordnung  der  nachfolgenden  Lehr- 
lingsskala die  Schaffung  eines  bestimmten  Verhältnisses 
zwischen  der  Zahl  der  Gehilfen  und  der  Zahl  der  Lehr- 
linge in  den  einzelnen  kaufmännischen  Betrieben  her- 
beizuführen. Es  sollen  gehalten  werden  dürfen  in  einem 
Betriebe: 

mit  keinem  Gehilfen  i  Lehrling 

„    I  bis  3        „   2  Lehrlinge 

„    4    M    6        „   3 

„    7        9   4 

„  10    „  12        „   5 

»  13    »»  15        "   ^  " 

fürje  weitere  3        „   i  Lehrling  mehr 

und  so  fort  bis  zur  Höchstzahl  von  1 5  Lehrlingen.  Hierbei 
werden  Volontäre,  Gehilfen  und  sonstige  Angestellte  und 
Arbeiter,  die  mit  kaufmännischen  Arbeiten  beschäftigt 
werden,  bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahre  Lehrlingen 
gleich  erachtet,  Reisende  dagegen  nicht  mitgezählt. 

3.  Der  Fortbildungsschulz  Wang  bis  zum  vollendeten  1 8.  Lebens- 
jahre für  alle  Handlungsgehilfen,  Lehrlinge,  Volontäre  und 
mit  kaufmännischen  Arbeiten  beschäftigten  jugendlichen 
Arbeiter  ist  durch  Reichsgesetz  auszusprechen. 

4.  Die  kaufmännischen  Fortbildungsschulen  stellen  durch  eine 
Aufnahmeprüfung  fest,  welche  der  aufzunehmenden  jungen 
Leute  den  Mindestforderungen  an  die  Vorbildung,  die  die 
Fortbildungsschule  stellen  muß,  nicht  entsprechen.  Diese 
Lehrlinge  werden  einer  Vorstufe  zugewiesen,  um  sie  für 
die  Aufnahme  in  die  Fortbildungsschule  vorzubereiten. 
Die  Kosten  für  die  Unterhaltung  dieser  Vorstufe  werden 
zweckmäßig  den  Prinzipalen  auferlegt,  deren  Lehrlinge 
Aufnahme  in  die  Vorstufe  gefunden  haben. 
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5-  Schlüsse  der  Lehrzeit  ist  durch  Ablegung  einer  pficht- 
gemäßen  Prüfung  (Gehilfenprüfung)  der  Nachweis  kauf- 
männischer Bildung  zu  erbringen.  Die  Prüfung,  über  deren 
Ausfall  ein  Vermerk  im  Lehrzeugnis  aufzunehmen  ist,  soll 
zweckmäßig  auch  auf  die  praktischen  Kenntnisse,  insbe- 
sondere im  Kleinhandel,  ausgedehnt  w^erden. 

6.  Selbständige  Kaufleute  und  Handlungsgehilfen,  die  nicht 
über  eine  kaufmännische  Bildung  (analog  der  Vorschriften 
des  §  129  Absatz  i  der  Gewerbeordnung)  verfügen  oder 
das  24.  Lebensjahr  noch  nicht  zurückgelegt  haben,  dürfen 
keine  Lehrlinge  ausbilden. 

7.  Das  Halten  von  Lehrlingen  ist  denjenigen  Personen  ganz 
oder  auf  Zeit  zu  verbieten,  die  sich  grober  Pflichtver- 
letzungen gegen  die  ihnen  anvertrauten  Lehrlinge  schuldig 
gemacht  haben  oder  gegen  welche  Tatsachen  vorliegen, 
die  sie  in  sittlicher  Beziehung  zum  Halten  von  Lehrlingen 
ungeeignet  erscheinen  lassen  (Gewerbeordnung  §  126a). 

8.  Auf  den  Lehrvertrag,  der  schriftlich  abgeschlossen  werden 
muß,  findet  der  §  126b  der  Gewerbeordnung  sinngemäße 
Anwendung. 

9.  Betrieben,  die  nach  ihrer  Einrichtung  und  der  Art  der 
Ausübung  ihres  Gewerbes  nicht  in  der  Lage  sind,  Lehr- 
linge auszubilden,  ist  das  Halten  von  Lehrlingen  untersagt. 

Diese  Grundsätze  sind  auch  jetzt  noch  maßgebend  für  die 
Haltung  des  D.  H.V. 

Der  elfte  Deutsche  Handlungsgehilfentag  in  Stuttgart  im 
Jahre  1909  forderte  erneut  Maßregeln  zur  Beseitigung  der  Miß- 
stände im  Lehrlingswesen. 

Die  Stellung  der  Handelskammern  zum  kaufmännischen 
Lehrlingswesen  ist  bereits  genügend  besprochen  worden.  Wenn 
auch  die  Mehrzahl  der  Handelskammern  den  Reformen,  die  der 
D.  H.  V.  in  Wort  und  Schrift  vorgeschlagen  hat,  ablehnend  gegen- 
übersteht, wächst  doch  immerhin  die  Erkenntnis,  daß  auf  die  Vor- 
bildung und  Ausbildung  der  Lehrlinge  mehr  als  bisher  Wert  ge- 
legt werden  muß.  Das  beweisen  auch  die  Vorschläge^),  die  auf 
der  Tagung  des  Verbandes  mitteldeutscher  Handelskammern  im 
Jahre  1909  von  dem  Referenten  der  Handelskammer  Halberstadt 
gemacht  wurden: 

a)  Verbesserung  der  Vorbildung  der  Lehrlinge  in  den  Volks- 
schulen. 


1)  Schriften  des  D.  H.  V.    Bd.  51,  S.  20/21. 
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b)  Sorgfältigere  Auswahl  der  Lehrlinge. 

c)  Verlängerung  der  Probezeit  auf  ein  Vierteljahr  und  Ent- 
lassung unbrauchbarer  Lehrlinge. 

d)  Anwendung   größerer   Vorsicht    bei    der  Auswahl  der 
Lehrstelle. 

e)  Aufklärung  der  Lehrherren  über  ihre  moralischen  und 
gesetzlichen  Pflichten. 

f)  Aufstellen  geeigneter  Lehrgänge  für  die  Hand  des  Lehr- 
herrn. 

g)  Förderung  des  Fortbildungsschulwesens. 

h)  Einführung  von  freiwilligen  Lehrlingsprüfungen. 
Zu  einer  Entschließung  kam  es  leider  nicht. 


Lebenslauf. 


Am  26.  März  1886  zu  Hall  in  Württemberg  geboren,  besuchte 
ich  die  dortige  Real-  und  Oberrealanstalt  und  trat  im  Jahre  1902 
in  den  württembergischen  Notariatsdienst  ein.  In  der  Folgezeit 
wurde  ich  zwecks  praktischer  Ausbildung  mehreren  Notariaten  und 
Grundbuchämtern  zugeteilt  und  legte  im  Herbst  1 908  die  württem- 
bergische Notariatsdienstprüfung  mit  Erfolg  ab. 

Von  W.-S.  1908/09  an  studierte  ich  Staatswissenschaften  an 
der  Universität  Jena,  gehörte  6  Semester  dem  staatswissenschaft- 
lichen und  2  Semester  dem  kolonialwissenschaftlichen  Seminar  an 
und  habe  während  meiner  Studienzeit  Vorlesungen  der  Herren 
Professoren  Pierstorf f,  Schachner,  Anton,  Rosenthal,  Fehr,  Eucken, 
Vongerichten,  Mentz  und  Auerbach  gehört. 

W.-S.  1909/10  wurde  ich  zum  Assistenten  des  staatswissen- 
schaftlichen Seminars  (Herrn  Geheimrat  Prof.  Dr.  Pierstorff)  er- 
nannt, welches  Amt  ich  bis  zu  meiner  Promotion  bekleidete. 

S.-S.  1 9 1 1  legte  ich  das  staatswissenschaftliche  Diplom-Examen 
ab.  Am  17.  Februar  191 2  bestand  ich  das  mündliche  Doktor- 
Examen. 

Allen  Herren  Dozenten  fühle  ich  mich  zu  großem  Danke  ver- 
pflichtet, vor  allem  aber  und  ganz  besonders  Herrn  Geheimrat 
Prof.  Dr.  Pierstorff,  welcher  mir  während  meiner  Studienzeit  sein 
besonderes  Wohlwollen  zugewandt  hatte. 


